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Bundesta2swahlen 1976 

Kritische Unterstützung für die GIM 
Die Zeit vor den Wahlen zum bürgerlichen Parlament ist im 
allgemeinen durch eine verstärkte gesellschaftliche Politisie­
rung gekennzeichnet. Die Parteien nutzen die ihnen zur Ver­
fugung stehenden Mittel, um Einfluß auf die Wähler zu gewin­
nen. Der ideologische Druck auf die Arbeiterklasse verschärft 
sich in dieser Zeit enorm. Auch im Wahlkampf 1976 sieht 
sich die westdeutsche Arbeiterklasse einer Welle der Dema­
gogie gegenübergestellt. 

SPD gegen Sozialismus 

Über eine Million Arbeitslose, Kurzarbeit und das Sinken 
des Reallohneinkommens fur viele Arbeiter können die SP!) 
nicht davon abhalten, von einem ,,Modell Deutschland" fur 
Europa und die Welt zu reden. Der Hinweis, daß es woanders 
noch viel schlimmer ist, wird die Enttäuschung der Arbeiter 
kaum aufhalten, die 1972, empört durch die Angriffe der 
CDU auf "ihre" Partei, der Sozialdemokratie erneut ihr Ver­
trauen geschenkt hatten. Alle Reforrnkonzepte der SPD/ 
FDP-Koalition haben doch nur bewiesen, daß die wirtschaft­
liche Krise der anarchischen Produktionsweise des Kapitalis­
mus entspringt und daß dieser kranke Mann nur durch An­
griffe auf den Lebensstandard der Arbeiterklasse seine Ago­
nie zu verlängern sucht. Wenn heute die CDU dreist behaup­
tet, der SPD/FDP-Koalition wäre "die Luft ausgegangen", so 
kann das nur bedeuten, daß die Arbeiterklasse nach sieben 
Jahren engster Klassenzusammenarbeit durch konzertierte 
Aktion und "vernünftige Tarifabschlüsse" demoralisiert 
genug ist, um mit den Angriffen der Bourgeoisie ohne Tün­
che und schöne Worte offen konfrontiert zu werden. "Frei-
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heit oder Sozialismus" - der Wahlslogan der CDU - meint 
doch nur die Freiheit der Bourgeoisie, die Arbeiterklasse un­
gehemmter knebeln und ausbeuten zu können. 

Es verwundert nicht, daß die SPD den gegen sie gerichte­
ten Slogan "Freiheit oder Sozialismus" energisch zurück­
weist. Die 1972 versprochenen Reformen im Interesse der 
Arbeiterklasse sind bis zur Unkenntlichkeit verzerrt oder 
gar in ihr Gegenteil verwandelt worden, so die Steuerreform, 
der § 218, die Berufsausbildungsreform und die Rentenre­
form. Die Mitbestimmung, von ihrer Konzeption her schon 
ein Modell der Integration der Arbeiter und nicht ihrer Be­
freiung von kapitalistischer Ausbeutung, wurde in der denk­
bar reaktionärsten Form durchgesetzt. Die Reformen der 
Sozialdemokratie, auf die sie wirklich verweisen kann, sind 
Reformen zum Ausbau der bürgerlichen Staatsmaschinerie. 
Es sind Reformen zur Stärkung des Staates gegen die Arbei­
terbewegung. Und hier soll Westdeutschland "Modell" sein, 
Modell eines starken, antikommunistischen Staates. Brandts 
"Irrtum" bei den Berufsverboten kann allenfalls ein takti­
scher Fehler sein. Die Berufsverbote fur "Radikale" im öf­
fentlichen Dienst (und es geht natürlich um "Linksradikale") 
reihen sich lückenlos in weitere "Reformen" ein: die Praxis 
der Verteidigerausschlüsse, der Anwaltsgesprächsüberwachun­
gen, die Einführung von Kronzeugen; hinzu kommen Todes­
schüsse, Gesetze gegen die Bildung krimineller Vereinigun­
gen und Gesetze gegen "Mitwisserschaft". Der Prozeß gegen 
die Genossen der RAF, die Angriffe auf die Presse linker Or­
ganisationen wie der KPD und der KPD/ML sowie zuletzt 
die Verurteilung von drei ZK-Mitgliedern des KBW zu je­
weils über einem Jahr Gefängnis wegen ihrer Verantwort-
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lichkeit für eine Demonstration gegen die Fahrpreiserhöhun­
~en sind ~undamentale Angriffe gegen die gesamte Arbeiter~ 
bewegung. Diese Einschränkungen demokratischer Rechte 
für die Arbeiterbewegung sollten dem DGB als proletarischer 
Massenorganisation Prüfstein für seine Wahlstellungnahme 
sein, anstatt verlogen zu versuchen, die Wahl der SPD als das 
"kleinere übel" zu verkaufen! Doch die arbeiterfeindlichen 
Gesetze, die von der SPD/FDP-Koalition erlassen wurden, 
sind ja nur Konsequenz der Politik eines Staates, dessen Rol­
le im imperialistischen Weltsystem darin besteht, Bollwerk 
gegen die Arbeiterstaaten und besonders gegen die DDR zu 
sein. Die Weststaatgründung, die Wiederaufrüstung, der 
NATO-Beitritt und schließlich das KPD-Verbot sind die Vor­
läufer der heutigen Kommunistenhatz. Doch hat diese Kom­
munistenjagd im Zeichen der augenblicklichen Schwäche 
des westdeutschen und Westberliner Proletariats eben erst 
begonnen. Gelingt es den Kommunisten nicht, das Kräfte­
verhältnis im Klassenkampf zu verschieben und schließlich 
als Führer des Proletariats den Staatsapparat samt seiner re­
aktionären Zwangseinrichtungen zu zerstören, werden die 
von der Sozialdemokratie unterstützten Gesetze sich eines 
Tages gegen die proletarischen Massen richten, die heute 
noch der SPD folgen. 

Denn im Gegensatz zu den Behauptungen von Organisa­
tionen der Linken wie dem Spartacusbund und der Kompaß­
Gruppe der GIM ist die SPD nicht einfach eine andere bür­
gerliche Partei. Sie ist eine bürgerliche Arbeiterpartei, d.h. 
eine bürgerliche Kraft in den Reihen der Arbeiterbewegung, 
Instrument zur Integration der Arbeiterklasse und zum Ab­
würgen ihrer Kämpfe. Innerhalb dieser Partei selbst vollzieht 
sich der Klassenwiderspruch zwischen ihrer bürgerlichen Füh­
rung und ihrer proletarischen Basis. Es ist wahrscheinlich, 
daß sich eine Radikalisierung des westdeutschen Proletariats 
durch diese Partei hindurch vollziehen wird. Kommunisten 
sind in der Anwendung ihrer Taktik darauf bedacht, den Wi­
derspruch innerhalb der SPD auszunutzen, sie zu spalten, 
ihre proletarische Basis für den revolutionären Kampf zu ge­
winnen. Prinzipiell gehört hierzu auch die Taktik der kriti­
schen Wahlunterstützung. 

Keine Unterstützung für die SPOI 

Die Minimalbedingung für die Unterstützung einer bürger­
lichen Arbeitermassenpartei, sowie für jede Wahlkandidatur­
unterstützung, ist die klassenunabhängige Kandidatur. Dieses 
Kriterium ist bei der SPD-Kandidatur nicht erfüllt, da sie wie 
bisher auf eine "sozialliberale" Koalition setzt und die eige­
ne Verantwortung vor ihrer Basis ablehnt. 

Doch ist für uns Kommunisten niemals diese Minimalbe­
dingung schon allein entscheidend. Auch einer Sozialdemo­
kratie, die in eigener Verantwortung mit Gesetzen für die 
,,innere Sicherheit der Bourgeoisie" die Arbeiterbewegung 
angreift, müßte selbstverständlich eine Unterstützung eben­
falls versagt bleiben! Zwar können wir eine Politik im Inter­
esse der Arbeiterklasse von der Sozialdemokratie nicht er­
warten, denn nur eine revolutionäre Politik vertritt die Inter­
essen der Arbeiterklasse. Ist die Sozialdemokratie aber bereit, 
selbständig die Regierungsverantwortung zu übernehmen, 
besitzt sie noch immer das Vertrauen großer Teile der Arbei­
terklasse und hat sie sich nicht erst in jüngster Vergangenheit 
durch direkte arbeiterfeindliche Maßnahmen diskreditiert, 
dann gehen wir ein Stück des Weges mit den sozialdemokrati­
schen Arbeitern. Wir unterstützen dann den Bruch der SPD 
mit den bürgerlichen Parteien als einen Schritt der sozialde­
mokratischen Massen auf dem Wege zum Bruch mit der bür­
gerlichen Arbeiterpartei. Wir unterstützen dann diese Partei 
wie der "Strick den Gehängten". Lenin empfahl den engli-
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sehen Kommunisten eine solche Politik selbst in einer Situa­
tion, wo diese stark genug waren, eigene Kandidaten aufzu­
stellen: 

"Gehen die Henderson und Snowden den Block unter 
diesen Bedingungen ein (vollste Freiheit der Agitation, 
Propaganda und politischen Tätigkeit, d. Red.), so wer­
den wir gewonnen haben, denn fiir uns ist keineswegs die 
Zahl der Parlamentssitze wichtig, wir reißen uns nicht 
darum, wir weraen in diesem Punkt nachgiebig sein ... 
Wir werden gewonnen haben, denn wir werden unsere 
Agitation zu einem Zeitpunkt in die Massen tragen, da 
Lloyd George selbst sie ,aufgeputscht' hat, und werden 
nicht nur der Arbeiterpartei helfen, schneller ihre Regie­
rung zu bilden, sondern auch den Massen, schneller unsere 
ganze kommunistis.che Propaganda zu begreifen, die wir 
gegen die Henderson ohne jede Einschränkung und ohne 
etwas zu verschweigen treiben werden. 
Lehnen die Henderson und Snowden den Block mit uns 
unter diesen Bedingungen ab, so werden wir noch mehr 
gewonnen haben. Denn wir werden den Massen sofort 
gezeigt haben ... , daß den Henderson ihre nahen Bezie­
hungen zu den Kapitalisten lieber sind als der Zusammen­
schluß aller Arbeiter" (Lenin, Der "linke Radikalismus", 
die Kinderkrankheit im Kommunismus). 
Unsere australischen Genossen drückten die Taktik d~r 

Wahlunterstützung der Labour Party 1974 in der Losung 
aus: "Wählt Labour! Raus mit Whitlam!" Mit dieser Losung 
war agitatorisch die kommunistische Perspektive der kriti­
schen Ünterstützung einer reformistischen Massenpartei auf 
den Begriff gebracht: die reformistischen Massenparteien zu 
spalten, die verräterischen Führungen ihres Anhangs und 
Vertrauens berauben. Diese Linie der Spaltung der reformi­
stischen Massenparteien entlang der Klassenlinie ist die vor­
rangige Taktik, wenn diese selbständig, in eigener Verant­
wortung vor die Klasse treten. Bei der Bundestagswahl1976 
kann es jedoch keinerlei Unterstützung fiir die Kandidatur 
der Sozialdemokratie geben! Unter der Voraussetzung, daß 
die SPD bei dieser Wahlkandidatur nicht nur in einem Koa­
litionsbündnis steht, sondern auch massive Angriffe auf die 
Arbeiterklasse zu verantworten hat, zur Stimmabgabe fiir 
die SPD aufzurufen, wie es der healyistische Bund Soziali­
stischer Arbeiter (BSA) tut, ist Verrat! Der BSA schreibt im 
Funken vom 2. Juli 1976: 

"Fordert ein solches Programm (das des BSA, d. Red.) 
von den sozialdemokratischen Führern in Partei und Ge­
werkschaften und werft alle aus der Arbeiterbewegung, 
die eine solche Verteidigung der Arbeiterklasse durch 
sozialistische Maßnahmen ablehnen. Verlangt von der 
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SPD eine Alleinregierung auf der Grundlage dieses Pro­
gramms und die Führung des Wahlkampfes unter Mobi­
lisierung der Arbeiterklasse." 

Will der BSA wirklich alle Organisationen außer ihm selbst 
aus der Arbeiterbewegung werfen? Mit dieser Prahlerei ver­
schleiert er seinen Opportunismus! Glaubt der BSA wirk­
lich, die bürgerliche SPD würde die Arbeiterklasse für ein 
sozialistisches Programm mobilisieren? Die offenkundige 
Weigerung der SPD-Führung, ein sozialistisches Programm 
anzunehmen, braucht der BSA nicht erst zu entlarven. Die 
bewußtlos ständig wiederholte Forderung des BSA nach 
einer SPD-Alleinregierung als Regierung der Arbeiterklasse 
ist Gipfelpunkt dieses kriminellen Opportunismus. 

Keine Stimme für die DKPI 
Keine Stimme für KPD und KBWI 

"Das Parlament kann gegenwärtig für die Kommunisten 
auf keinen Fall der Schauplatz des Kampfes um Refor­
men, um Verbesserungen der Lage der Arbeiterklasse 
sein, wie dies in gewissen Augenblicken der vorhergegan­
gerien Periode der Fall war. Der Schwerpunkt des politi­
schen Lebens ist gegenwärtig ganz und endgültig über die 
Grenzen des Parlaments hinaus verlegt. Andererseits ist 
die Bourgeoisie nicht nur kraft ihrer Beziehung zu den 
werktätigen Massen, sondern auch kraft ihrer verwickel­
ten Wechselbeziehungen innerhalb der bürgerlichen Klas­
sen gezwungen, einen Teil ihrer Maßnahmen auf die eine 
oder indere Weise im Parlament durchzuführen, wo die 
verschiedenen Kliquen um die Macht handeln, ihre star­
ken Seiten offenbaren, ihre schwachen Seiten verraten, 
sich bloßstellen usw. 
Deshalb ist es die unmittelbare historische Aufgabe der 
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Arbeiterklasse, diese Apparate den Händen der herrschen­
den Klassen zu entreißen, sie zu zerbrechen, zu vernich­
ten, und an ihre Stelle neue proletarische Machtorgane 
zu setzen. Gleichzeitig aber ist der revolutionäre Stab der 
Arbeiterklasse stark daran interessiert, seine Kundschaf­
ter in den parlamentarischen Einrichtungen der Bour­
geoisie zu haben, um diese Aufgabe der Zerstörung zu 
erleichtern" (Leitsätze über die kommunistischen Par­
teien und den Parlamentarismus, 11. Weltkongreß der 
Komintern). 

Die sich bisweilen auf die Traditionen der Kommunisti­
schen Internationale berufende Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) hat wirklich nichts mehr mit dieser gemein. 
In schlechtester stalinistischer Degeneration rühmt sie sich 
in ihrem Wahlaufruf: "Wir können darauf verweisen: Wo 
DKP-Vertreter in Stadt- und Gemeindeparlamente gewählt 
wurden, haben sie nachweislich und überprüfbar Nützliches 
für die Bevölkerung geleistet. Aber das ging nur mit deren 
aktiver Unterstützung." Die parlamentarische Taktik der 
DKP folgt der Logik ihrer Theorie der antimonopolistischen 
Demokratie. Besonders in Deutschland, wo die Radikalisie­
rung des deutschen Proletariats sich kaum über die DKP 
vollziehen wird, gibt es keinen Grund, diese bürgerliche 
Arbeiterpartei zu unterstützen. Die DKP ist sich voll darü­
ber bewußt, daß sie im Schatten der SPD steht. So richtet 
sie sich hauptsächlich gegen die CDU. Die DKP, auf der 
Suche nach einem bürgerlichen Bündnispartner , mit dem 
sie ihre Respektabilität beweisen kann, verdient nicht, von 
uns eine Stimme zu erhalten. 

Eine Stimme für die vaterlandsverteidigende Kommu­
nistische Partei Deutschlands (KPD) ist von vornherein für 
Kommunisten nicht möglich! Der Kommunistische Bund 
Westdeutschland (KBW), der in seinem reformistischen 
Wahlprogramm Hetze gegen die "sozialimperialistische" 
Sowjetunion betreibt, muß im Endeffekt auch auf der Seite 
der Vaterlandsverteidiger stehen. Keine Stimme für diese 
stalinistischen Propagandaorganisationen! Keine Stimme 
der Klassenkollaboration! 

Die Konfusion des KB 

Daß Kommunisten die allgemein stärkere Politisierung im 
Wahlkampf nutzen, um ihr Programm bekannt zu mal:hen 
und um fiir eine revolutionäre Perspektive zu kämpfen, daß 
Kommunisten nach Möglichkeit sich auf diesem Programm 
selbst zur Wahl stellen, das ist für den Kommunistischen 
Bund (KB) ein sektiererisches Verbrechen! Sein Vorschlag 
eines ,\l"evolutionären Wahlbündnisses" als Alternative zur 
SPD stellt die leninistische Parteitheorie in Frage. Er 
schreibt in der Beilage zum ArbeiterkampfNr. 81: 

"Es kann unserer Meinung nach jetzt nicht das Ziel sein, 
die Massen bei den Wahlen für das eine oder andere 
Schul- und Ausbildungsmodell zu gewinnen, fiif ,Arbei­
terkontrolle' oder ,Volksbewaffnung', sondern es muß 
vor allem darum gehen, die vorhandene Unzufriedenheit 
mit der SPD-Regierungsfiihrung aufzunehmen und 
zusammenzuführen. " 

Warum diese Unzufriedenheit nur in einem Wahlbündnis 
"zusammenfUhren", warum nicht in einer Partei? Der KB 
rühmt sich, über kein Programm zu verfügen! Seine Pro­
grammlosigkeit hat ihn genügend Verrat - entsprechend 
seinen Möglichkeiten - begehen lassen. Zum Glück hat der 
KB keine großen Möglichkeiten. So unterstützt der KB alles, 
was kämpft, sich bewegt und weit weg ist. MPLA und FNL 
wurden wie jede Befreiungsbewegung politisch unterstützt 
- unabhängig von ihrem Klassencharakter. Die FUR wurde 
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Ein bürokratisches, antip'roletarisches Regime 

Guerillas an der Macht 
Als Teil weitergehender Bemühungen zur "Institutiona­

lisierung" ihrer Herrschaft hat der Kongreß der Kommuni­
stischen Partei Kubas (PCC) eine neue "sozialistische" Ver­
fassung für das Land gebilligt, um das bürgerliche "Grund­
gesetz" von 1940 zu ersetzen (siehe "Castro hält allerersten 
KP-Kongreß ab", KK Nr. 14, Juni 1976). Ministerprä­
sident Fidel Castro nutzte die Gelegenheit, auch die "revi­
dierte Standardversion" der Geschichte der kubanischen Re­
volution zu präsentieren. 

Der ausgedehnte Überblick war in doppelter Hinsicht be­
deutsam im Zusammenhang mit der neuen Verfassung, da 
eine von Castros ursprünglichen Schlüsselforderungen -
vom Angriff auf die Moncada am 26. Juli 1953 bis zur 
Machtübernahme durch Fidel Castro am 1. Januar 1959 -
gerade die nach einer Rückkehr zur Verfassung von 1940 
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war. Dies wirft die entscheidenden Fragen nach dem Klas­
sencharakter der Guerillabewegung auf, nach der Natur der 
Revolution, die sie durchführte, und nach den Ursachen 
und der Bedeutung des Überwechselns von einem "demo­
kratischen" bürgerlichen Programm zur Enteignung der 
Bourgeoisie. 

Diese Fragen sind von größter Bedeutung für Kommuni­
sten, da sie die grundlegendsten Fragen der revolutionären 
Strategie in den rückständigen kapitalistischen Ländern be­
treffen. Kann das Kleinbürgertum - das traditionell von 
Marxisten als schwankende Gruppe betrachtet wird, die un­
Hihig ist, eine unabhängige Klassenführung zu entwickeln -
eine sozialistische Revolution durchführen, wie das revisio­
nistische "Vereinigte Sekretariat" behauptet? Oder aber ist 
Kuba durch und durch ein kapitalistischer Staat geblieben, 
wie die Maoisten und Gerry Healys vorgeblich trotzkisti­
sches "Internationales Komitee" beanspruchen. Wenn an­
dererseits das Castro-Regime seit Ende 1960 ein deformier­
ter Arbeiterstaat ist, eine Position, die allein von der interna­
tionalen Spartacist Tendenz vertreten wird, stellt sich die 
Frage, wie er sich herausgebildet hat und welche Implika­
tionen hat dies für die trotzkistische Theorie der permanen­
ten Revolution? 

Ein geheimer Kommunist? 

In seiner Eröffnungsansprache vor dem PCC-Kongreß lob­
te "Commandante" Castro wiederholt die Politik der stali­
nistischen Führer der Sowjetunion. Nachdem Castro schon 
seit längerer Zeit in den sowjetischen Einflußbereich einge­
schlossen ist, versucht er nun seine jetzige Politik wieder auf 
die militante Jugend, die 1953 die Armeekasernen in Santi­
ago stürmte, und auf den Kern der Rebellenarmee, die drei 
Jahre später den Guerillakampf in den Bergen der Sierra Ma­
estra initiierte, zu projezieren. 

Castro zählt zu den "festen Säulen", auf denen die Füh­
rer der Bewegung des 26. Juli standen, auch die "Prinzipien 
des Marxismus-Leninismus". Er fährt fort, "auch wenn 
nicht alle so dachten, die den Weg des revolutionären be-

waffneten Kampfes in unserem Land einschlugen, seine 
Hauptführer dachten so" (Granma, 28. Dezember 1975). 
Castro behauptete auch, daß es bei den jungen Kämpfern 
"einen tiefen Respekt und Bewunderung für die alten Kom­
munisten" der pro-Moskauer Sozialistischen Volkspartei 
(PSP) gab, die "das ehrenhafte Banner des Marxismus-Leni­
nismus mit unbeugsamer Festigkeit hochhielt". 

Die Realität war erheblich anders. Castro schwieg sich in 
seiner Rede über das Programm der Anti-Batista-Bewegung 
aus, doch ganz nebenbei fügte er für diejenigen, die etwas 
über den Kampf in den 50er Jahren wissen, hinzu: 

" ... nich t nur war die entschlossenste Aktion nötig, son­
dern auch Scharfsinn und Flexibilität auf Seiten der Re­
volutionäre ... Die Proklamation des Sozialismus während 
der Periode des aufständischen Kampfes wäre vom Volk 
nicht verstanden worden und der Imperialismus hätte in 
unserem Land mit seinen Truppen direkt interveniert." 

Ähnliches kann man in zahlreichen Angriffen von rechts 
finden, in denen Castro beschuldigt wird, "die Revolution" 
gegen Batista "verraten" und dem Volk Sand in die Augen 
gestreut zu haben. Gewisse linke Apologeten des Havanna­
Regimes hegen auch den Mythos von Castro als dem "gehei­
men Marxisten-Leninisten", der die Imperialisten "reinge­
legt hat". "Die Führer der Revolution mußten das Volk ken­
nen und mit ihm in einer Sprache sprechen, die es bereit 
war zu verstehen", schrieb Edward Boorstein in The Econo­
mic Transformation of Cuba (Die wirtschaftliche Umwand­
lung Kubas, 1968). Andere wie die ehemals maoistische Pro­
gressive Labor Party (PL), die versuchen, Castro von links 
zu kritisieren, behaupten, sie seien anfänglich von "Ches 
(Guevara) geschickter Art, in Kuba hinter jedermanns Rük­
ken den Sozialismus einzuführen", betört worden (Jake Ro-
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sen, "Ist Kuba sozialistisch? ", PL, November 1969). Nach­
dem PL öffentlich erklärt hatte, daß sie "nicht länger an 
schmucke Zaubertricks glauben würde", kam die PL zu der 
Schlußfolgerung, daß Kuba immer noch kapitalistisch sel. 
Die Wahrheit ist komplexer - dialektischer - als solch ein 
naives Geschwätz von Castro und Guevara als Trickbetrüger. 

Ein radikal-jakobinischer Demokrat 

Alle diese "Erklärungen" laufen auf eine Konspirations­
theorie der Geschichte hinaus und ignorieren den wirklichen 
sozialen Charakter der castroistischen Bewegung. Einleitend 
muß gesagt werden, daß Castro selbst nicht einmal vorgab, 
während des Kampfes gegen die von den USA unterstützte 
Diktatur Teil der Arbeiterbewegung zu sein. Aber er war ein 
radikaler, jakobinisch -kleinbürgerlicher Demokra t, der den 
Fußstapfen des "Apostels" der kubanischen Unabhängig­
keit JoseMarti folgte. Sein politischer Hintergrund war der 
eines liberalen Studentenführers und eines sich auf die Ver­
fassung stützenden Anwalts. Zeitweise war er Vorsitzender 
der Studentenverwaltung an der Universität von Havanna, 
und er stimmte 1948 flir Eduardo Chibas, Kandidat der Or­
thodoxen Partei, der sich mit einem Anti-Korruptionspro­
gramm um die Präsidentschaft des Landes bewarb. 1952 
stand Castro als Kandidat auf der Liste der Orthodoxen Par­
tei zur kubanischen Kongreßwahl; ein Staatsstreich des ehe­
maligen starken Mannes im Militär, Fulgencio Batista, kam 
den Wahlen jedoch zuvor. 

Nach dem Staatsstreich vom 10. März war die erste Maß­
nahme des jungen Rechtsanwalts gegen den Diktator jedoch 
nicht, Agitation unter den Arbeitern und Bauern zu betrei­
ben, sondern an ein Notstandsgericht in der Hauptstadt zu 
appellieren, das Batista wegen der Verletzung des Gesetzbu­
ches zum sozialen Schutz verhaften sollte! In einer Simplifi­
zierenden Verteidigungsschrift (Cuba: Anatomy o[ a Revol­
ution, 1960) bemerkten Leo Huberman und Paul Sweezy: 

"Als seine Petition für Batistas Verhaftung vom Gericht 
abgewiesen wurde, kam Fidel zu dem Schluß, daß der 
einzige Weg zum Sturz des Usurpators die Revolution 
sei." Als seine Ziele wurden aufgeführt: eine "ehrliche 
Regierung" und ein "wirklich souveränes Kuba". 

Die Methoden, zu denen dann der junge Rechtsanwalt 
griff, bewegten sich sehr wohl im Rahmen traditionell 1a­
teinamerikanischer bürgerlicher Politik. Verschiedene Pseu­
domarxisten - von Castro selbst bis hin zu den Jüngern des 
vorgeblichen Trotzkisten Ernest Mandel - behaupten heute, 
daß die kubanische Guerilla-"Strategie" irgendwie links vom 
traditionellen stalinistischen Reformismus stehe, weil sie 
sich am "bewaffneten Kampr' beteilige. Sie vergessen dabei, 
daß unter den unstabilen Bedingungen Lateinamerikas 
schon fast jede politische Tendenz zu irgendeiner Zeit mal 
"zu den Waffen gegriffen hat". Castros erster Versuch einer 
revolutionären Aktion war z.B. nichts anderes als ein altmo­
disches pronunciamento. 

Der Plan zum Angriff auf die Moncada wurde gefaßt, um 
die dort einquartierten 1000 Soldaten zu überraschen, ihre 
Waffen zu erbeuten, die Rundfunkstation einzunehmen und 
Eduardo Chibas (der 1951 Selbstmord verübt hatte) letzte 
Rede auszustrahlen; dann sollte ein Aufruf an das kubani­
sche Volk folgen, zu den Waffen zu greifen und sich gegen 
den Diktator zu erheben. Ähnliche Aktionen waren schon 
sehr oft in Mexiko, Bolivien, Peru oder Argentinien durch­
gefUhrt worden. Diesmal schlug die Aktion jedoch fehl -
teilweise aufgrund schlechter Planung, und die meisten der 
200 Angreifer wurden während des Angriffs getötet oder in 
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Bei seinem Besuch in der Sowjetunion versichert 
Fidel Castro 1964 dem damaligen Kreml-Chef 
Nikita Chruschtschow seine Verbundenheit mit der 
stalinistischen Bürokratie, in deren Abhängigkeit er 
gezwungenermaßen geraten war. 

der folgenden Vernichtungs operation von Batistas Folter­
knechten brutal ermordet. 

Das Programm der Bewegung des 26. Juli 

Bei seinem Prozeß im darauffolgenden September war 
Castro (der in seinem Versteck in den Bergen rund um die 
östliche Provinzhauptstadt gefangen wurde) in der Lage, 
mit einer dramatischen Rede, in der er das Regime wegen 
seiner Unterdrückung des "Volkes" anklagte, die Regierung 
auf die Anklagebank zu setzen. In dieser Rede, die später in 
einer Broschüre mit dem Titel "Die Geschichte wird mich 
freisprechen" herausgegeben wurde, legte Castro fünf "revo­
lutionäre Gesetze" nieder, die sofort nach der Einnahme 
der Moncada-Kaserne proklamiert werden sollten. 

Diese projektierten Dekrete zeigen ganz klar den sozialen 
Inhalt der Revolution, die die Rebellen vom 26. Juli ge­
plant hatten. Das erste betraf eine Rückkehr zur Verfas-
sung von 1940; das zweite sollte Pächtern und Siedlern 
Rechtstitel auf das Land verleihen (wobei zu berücksichti­
gen ist, daß der Staat die ehemaligen Besitzer auf der Grund­
lage der Pachtbeträge, die sie in den nächsten 10 Jahren er­
halten hätten, entschädigen würde); das dritte Dekret sah ei­
ne Aufteilung des Profits vor; das vierte sah vor, daß Zucker­
rohranbauer 55% der Zuckerproduktion erhalten sollten (an­
statt daß der Löwenanteil an die Fabriken ging) und das 
letzte verfUgte die Konfiszierung von "auf unehrliche Weise 
gemachten Gewinnen von all denen, die sich Betrügereien un­
ter früheren Regimes schuldig gemacht hatten". 

Wie der kalte Krieger, Journalist und Akademiker Theo-
dore Draper schrieb: 

"Es gibt tatsächlich nichts in dem sozialen und ökonomi­
schen Programm von ,Die Geschichte wird mich freispre­
chen', was nicht wenigstens zurückverfolgt werden kann 
bis zum Programm der Authentischen Partei von Dr. 
Grau San Martln aus dem Jahre 1935, ganz zu schweigen 
von der späteren Propaganda von Chibas" (Castroism: 
Theory and Practice, 1965). 

Man denkt bei Castros Anti-Batista-Kampf nach der ka-
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tastrophalen Landung der Yacht Granma in der Provinz 
Oriente im Dezember 1956 normalerweise ausschließlich an 
eine winzige Guerillagruppe, die allmählich Unterstützung 
vonjibaros (armen Bauern) gewann. Der Führer der kleinen 
Bewegung des 26. Juli verhandelte jedoch gleichzeitig mit 
einer Reihe prominenter bürgerlicher Politiker. So wurde 
das "Manifest der Sierra Maestra" vom Juli 1957, welches 
das meist verbreitete Dokument der Rebellen war, von Ca­
stro, Raul Chibas (dem Bruder von Eduardo) und Felipe Pa­
zos, dem ehemaligen Präsidenten der Nationalbank Kubas, 
unterzeichnet. 

Das Castro-Chibas-Pazos-Manifest forderte "demokrati­
sche, gerechte Wahlen", die von einer "provisorischen neu­
tralen Regierung" organisiert werden sollten, die "Trennung 
der Armee von der Politik", Freiheit der Presse, eine "ge­
sunde Finanzpolitik" und ,,Industrialisierung" sowie eine 
Agrarreform, die den besitzlosen Siedlern und Pächtern Ei-
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genturn an Land sichern sollte (bei vorheriger Entschädi­
gung der Eigentümer). Das Zehn-Punkte-Programm sollte 
von einer Zivilen Revolutionären Front, zusammengesetzt 
aus Vertretern aller Oppositionsgruppen, ausgeführt werden. 

Die endgültige programmatische Erklärung von der Sierra 
Maestra, die im Oktober 1958, als das Batista-Regime zerfiel, 
herausgegeben wurde, war das "Gesetz Nr. 3" über eine 
Agrarreform. Es basierte auf dem Prinzip Land dem, der es 
bebaut, erwähnte aber weder Genossenschaften noch Staats­
güter. 

Als Fidel und Raul Castro aus der. Sierra Maestra heraus­
stürmten, um sich mit Ernesto "Che" Guevara und Camilo 
Cunifuegos in den Ebenen der Camagüey-Provinz zu verei­
nen und danach nach Havanna zu marschieren, war die Re­
bellenarmee, die nur 1000 Soldaten zählte, größtenteils Bau­
ern, weit davon entfernt, eine Massenorganisation zu sein. 

Die Provisorische Regierung, die mit Castros Einwilli­
gung eingesetzt wurde, war kaum von Ministern beherrscht, 
die aus der Bewegung des 26. Juli stammten. Der Präsident 
war Manuel Urrutia, ein ehemaliger Richter; den Premiermi­
nister stellte Jose Miro Cardona, ehemaliger Vorsitzender 
der Bargesellschaft von Havanna; Außenminister war Rober­
to Agramonte, der Präsidentschaftskandidat der Orthodo­
xen Partei 1952, und Felipe Pazos wurde wieder Vorsitzen­
der der Nationalbank. In den neuen Streitkräften war Pedro 
Diaz Lanz oberster Befehlshaber der Revolutionären Luft­
waffe. Ende des Jahres waren alle diese Männer nach den 
USA übergelaufen, wo sie sich in Miami den ehemaligen An­
hängern von Batista anschlossen. Mir6 wurde später Mario-

Kommunistische Korrespondenz 

netten-Chef eines "Revolutionsrates" , der vom CIA einge­
richtet wurde, um als Speerspitze für seine Schweinebucht­
invasion im April 1961 zu dienen. 

Die Politik, die vom neuen Regime in den ersten Mona­
ten betrieben wurde, war sicherlich eine radikale Abkehr 
von den laissez-faire-Ausschweifungen und der grenzenlo­
sen Korruption der Batista-"Regierung", was etwa so war, 
als hätte man Al Capone im Weißen Haus. Die Aktionen der 
revolutionären Regierung überschritten jedoch nicht die 
Grenzen des kapitalistischen Regimes. 

Zu den ersten Maßnahmen gehörten die Reduzierung der 
Elektrizitätstarife um die Hälfte in den ländlichen Gebieten, 
die Senkung der Mieten um bis zu 50% für die Armen und 
die Durchführung des Gesetzes über die Agrarreform der 
Sierra Maestra zusammen mit der Beschlagnahme der Güter 
der Batista-Anhänger. In den USA entfachte die bürgerliche 
Presse, allen voran das Magazin Time, eine reaktionäre Pres­
sekampagne gegen die Kriegsverbrecherprozesse gegen die 
blutigen Schlächter des Batista-Regimes (von deren Bestia­
litäten die imperialistischen Medien nichts berichtet hatten). 
Insgesamt wurden nur 550 der berüchtigsten Verbrecher 
mit breiter Billigung wirklich aller Klassen der kubanischen 
Bevölkerung hingerichtet. 

Aber während diese erste Nach-Batista-Regierung von 
authentischen liberal-bürgerlichen Politikern geführt wurde, 
lag die tatsächliche Macht in Händen der Rebellenarmee, 
weshalb auch die offen konterrevolutionären Führer Kuba 
ohne irgendeinen Kampf verließen. Die Guerillakämpfe in 
den Bergen waren militärisch von nicht allzu großer Bedeu­
tung gewesen, aber sie gaben mit Erfolg dem massenhaften 
Haß des Volkes gegen das Batista-Regime organisierten Aus­
druck. Als die Führer der Bewegung des 26. Juli in die 
Hauptstadt einmarschierten, war der offizielle Armee- und 
Polizeiapparat - der Kern der Staatsrnacht - zusammenge­
brochen. Die Castroisten fegten ihn nun völlig hinweg und 
organisierten einen neuen Repressionsapparat, der nach ganz 
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anderen Methoden rekrutiert und organisiert wurde. 
Die Guerillaarmee war eine kleinbürgerliche Formation, 

politisch heterogen, mit einer Führung, die sich aus ehemali­
gen Studenten und Berufsrevolutionären zusammensetzte, 
und einer Mitgliedschaft von Bauern der Sierra. Während 
Castro und die übrige Führung verschiedene Programme, Ma­
nifeste usw. mit oppositionellen Liberalen unterzeichnet hat­
ten, waren ihre früheren direkten Verbindungen mit der 
Bourgeoisie zerstört. Eine äußerst wichtige Tatsache ist, daß 
die Rebellenarmee nicht mit einem kämpferischen und klas­
senbewußten Proletariat konfrontiert war, das die kleinbür­
gerlich~n Militanten polarisiert hätte, indem es einige auf 
die Seite der Arbeiter gezogen und andere direkt in die Ar­
me von Urrutia, Miro und Co. getrieben hätte. Folglich war 
das, was in Havanna nach dem Sturz Batistas existierte, ein 
seiner Natur nach vorübergehendes und grundsätzlich unsta­
biles Phänomen - eine kleinbürgerliche Regierung, die we­
der der Verteidigung des bürgerlichen Privateigentums noch 
der der kollektivistischen Eigentumsformen der proletari­
schen Klassenherrschaft verpflichtet war (siehe "Cuba and 
Marxist Theory", Marxist Bulletin Nr. 8). 

Die Konsolidierung eines deformierten 
Arbeiterstaates 

Während ein solches System zeitweise gegenüber der bür­
gerlichen Ordnung autonom war - d.h. ein kapitalistischer 
Staat, nämlich die bewaffneten Formationen, die zur Ver­
teidigung einer bestimmten Eigentumsform bestimmt sind, 
im marxistischen Sinne nicht existierte - konnte Castro 
dem Klassenkampf nicht entfliehen. Nach dem 1. Januar 
1959 hätte es zur Errichtung einer neuen bürgerlichen 
Staatsrnacht in Kuba kommen können, wie es sich 
nach dem Abzug der französischen Kolonialherren in Alge­
rien 1962 abspielte. Im Falle Algeriens wurde dieser Prozeß 
noch begünstigt durch den Abschluß der neokolonialisti­
schen Verträge von Evian, die ausdrücklich das Eigentum 
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der französischen Siedler schützten, und durch die Tatsache, 
daß die Macht einer regulären Armee übergeben wurde, die 
kaum eine Rolle im Guerillakampf gespielt hatte. 

Im Falle Kubas war der US-Imperialismus weit davon 
entfernt, sich mit dessen Existenz abzufinden, und begann 
bald einen scharfen ökonomischen Kampf gegen die neuen 
Machthaber in Havanna, der rasch zu militärischen Aktionen 
fuhrte. Dieser imperialistische Druck wiederum drängte den 
Kern der kubanischen Führung nach links, während andere 
fuhrende Teile aus der Bewegung des 26. Juli sich den bür­
gerlichen Liberalen und den batistianos im Exil anschlossen. 

Beim ersten harten Zusammenstoß mit der nationalen 
Bourgeoisie ging es um die Proklamation einer bescheidenen 
Agrarreform im Mai. Das neue Gesetz enteignete alles Land 
über 999 Ar, zahlbar in Schuldscheinen der revolutionären 
Regierung, die in 20 Jahren eingelöst werden könnten. Die 
Reaktion war vorhersehbar: die Großgrundbesitzer erklär­
ten, daß dies "schlimmer als der Kommunismus" sei und 
das US State Department sandte eine freundliche Note, ab, 
in der es bedauerte, daß die amerikanischen Investoren vor­
her nicht konsuitiert worden waren. 

Der nächste Schritt Castros, der den Zorn der Kapitali­
sten erregte, war die Entfernung von Felipe Pazos aus der 
Nationalbank, dessen Platz Guevara einnahm. Im Februar 
1960 besuchte der russische stellvertretende Ministerpräsi­
dent, Mikojan, Kuba und unterzeichnete ein Abkommen 
über den Ankauf von 1 Million Tonnen kubanischen Zuk­
kers jährlich. Dies befreite Kuba von seiner bisher fast aus­
schließlichen außenwirtschaftlichen Abhängigkeit von den 
USA, und als sich die US-eigenen Ölraffinerien am 29. Juni 
1960 weigerten, aus der UdSSR importiertes Rohöl zu ver­
wenden, wurden sie verstaatlicht. Am 3. Juli billigte der 
amerikanische Kongreß ein Gesetz, das den Zuckerimport 
aus Kuba unterband, und zwei Tage später enteignete Ca­
stro das US-Eigentum auf der Insel (vor allem Zuckerfabri­
ken). 

Inzwischen war die Polarisierung innerhalb der heteroge-

Links: Kubanische Arbeitermiliz 

während der frühen 60er Jahre. 

Seite 6: Hauptquartier von Radio 

Rebelde in der Sierra Maestra. 
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Che Guevara auf einer Presse­
konferenz in Havanna, Okto­
ber 1960. 

nen castroistischen Bewegung schnell vorangeschritten. 
Schon im Juli 1959 hatte Präsident Urrutia eine Regierungs­
krise provoziert, indem er die PSP und den Kommunismus 
denunzierte; fast zur selben Zeit forderte der Oberkomman­
dierende der Luftwaffe, Diaz Lanz, Verteidigungsminister 
Raul Castro auf, die Kommunisten aus den Streitkräften zu 
entfernen. Diaz flüchtete bald darauf in die USA, Urrutia 
trat zurück und wurde von Osvaldo Dorticos ersetzt. Im Ok­
tober versuchte der Kommandierende der Streitkräfte in 
der Provinz Camagüey, Hubert Matos, zusammen mit zwei 
Dutzend seiner Offiziere eine regionale Rebellion zu organi­
sieren, wurde jedoch schnell überwältigt und verhaftet. 

Die Differenzierung fand aber nicht nur in den neuen 
Streitkräften statt. Die Organisierung der Bewegung des 26. 
Juli in Havanna und ihre Zeitung Revolucion Anfang 1959 
waren Anlaß für einen aggressiven Antikommunismus. 

Die Krise zwischen dem rechten und dem linken Flügel 
erreichte einen Höhepunkt in der Auseinandersetzung über 
die Gewerkschaften, wo David Salvador - anstelle des Ba­
tista-Gangster-Spezi Eusebio Mujal - zum Vorsitzenden des 
kubanischen Gewerkschaftsverbandes (CTC) ernannt wurde. 
Salvador löste sofort die Arbeitskoordination zwischen der 
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PSP und der Bewegung des 26. Juli in der Arbeiterbewegung 
auf, die Ende des Jahres 1958 zustande gekommen war, und 
vergab alle Sitze im Exekutivkomitee der CTC an Nicht­
Kommunisten. Im November 1959 kam es auf dem CTC­
Kongreß zu einem Entscheidungskampf und nach einer per­
sönlichen Intervention durch Fidel Castro wurde der Wider­
stand des Anti-PSP-Flügels (dem Berichten zufolge auch eine 
Reihe ehemaliger Mujalistas angehörten) gebrochen. Salva­
dor trat wenige Monate später zurück und die Kontrolle der 
Gewerkschaften ging an den langjährigen Stalinisten Lazaro 
Pena über (siehe J.P.Morray, The Second Revolution in Cuba, 
1962). 

Der Höhepunkt bei den Verstaatlichungen trat im Herbst 
1960 mit einer Serie von Schlag-auf-Schlag-Enteignungen 
ein (Tabakfabriken, amerikanische Banken und schließlich 
am 13. Oktober alle Banken und 382 Unternehmen). Mitte 
Oktober wurden alle landwirtschaftlichen verarbeitenden 
Betriebe, alle chemischen, Metall-, Papier-, Textil- und phar­
mazeutischen Unternehmen, alle Eisenbahnen, Häfen, Druk­
kereien, Bauunternehmen und Kaufhäuser verstaatlicht. 
Insgesamt wurde der Staat danach zum Eigentümer von 
90% der industriellen Kapazität Kubas. 

Die permanente Revolution 

Mit der Übernahme des kapitalistischen Eigentums in Ku­
ba - der ersten in der westlichen Hemisphere und nur ,,90 
Meilen von Florida" entfernt - war die Welt Zeuge bei der 
Enteignung der Bourgeoisie als Klasse. Dadurch wurde die 
kubanische Revolution natürlich zum Gegenstand des Has­
ses für die Imperialisten. Castro und Kuba wurden dadurch 
auch zum Gegenstand der Bewunderung für Möchtegern-Re­
volutionäre aller Art und eines breiten Spektrums kleinbür­
gerlich-radikaler Meinungen. Die Neue Linke mit ihrem har­
ten Antileninismus griff instinktiv nach einer Revolution 
"durch das Volk", aber ohne eine leninistische Partei und 
die Teilnahme der Arbeiterklasse. 

Für vorgetliche Trotzkisten jedoch warf die kubanische 
Revolution wichtige programmatische Fragen auf. Die The­
orie der permanenten Revolution stellt die These auf, daß 
in den rückständigen kapitalistischen Regionen die Bour­
geoisie zu schwach ist und durch ihre Fesseln an die Imperi­
alisten und Feudalisten nicht imstande ist, Agrarrevolution, 
Demokratie und nationale Unabhängigkeit - Ziele der klas­
sischen bürgerlichen Revolution - zu verwirklichen. Seine 
Analyse der rusischen Revolution von 1905 veranlaßte Trotz­
ki, darauf zu beharren, daß das Proletariat, gestützt auf die 
Bauernschaft, seine eigene Klassenherrschaft errichten muß, 
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um sogar die demokratischen Aufgaben der bürgerlichen Re­
volution zu erftillen; und es wäre von Anfang an gezwungen, 
auch sozialistische Maßnahmen durchzuflihren, wodurch 
die Revolution einen permanenten Charakter annähme. 

Die kubanische Revolution hat gezeigt, daß sogar mit 
einer Führung, die den Aufstand ohne die Perspektive, den 
kleinbürgerlichen Radikalismus zu überwinden, begann, eine 
wirkliche Agrarreform und nationale Befreiung vom Joch 
des Yankee-Imperialismus ohne die Zerschlagung der Bour­
geoisie als Klasse sich als unmöglich erwiesen hat. Sie erhär­
tet das marxistische Verständnis, daß das Kleinbürgertum­
das sich aus höchst unbeständigen und widersprüchlichen 
Elementen zusammensetzt, denen die soziale Kraft fehlt, 
um unabhängig um die Macht zu ringen - unfähig ist, irgend­
eine neue, charakteristische Art von Eigentumsverhältnis-
sen zu etablieren, sondern gezwungen ist, auf die Eigentums­
formen einer der zwei antagonistischen Klassen in der kapi­
talistischen Gesellschaft, Bourgeoisie und Proletariat, zu­
rückzugreifen. 

Unter außergewöhnlichen Umständen, bedingt durch 
den Zusammenbruch des Batista-Regimes, in Abwesenheit 
einer mächtigen Arbeiterklasse, war die Castro-Führung in 
der Lage, im eigenen Namen um die Staatsmacht zu kämp­
fen, und wurde durch den Druck des US-Imperialismus und 
seine wütende Feindschaft gezwungen, einen deformierten 
Arbeiterstaat zu schaffen, der - einmal an der Macht - zu­
nehmend die Herrschaftsform der degenerierten UdSSR in 
dem Maße imitierte, wie die Castroisten einen bürokratischen 
Staatsapparat konsolidierten. Die Entwicklung der kubani-
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schen Führung von kleinbürgerlichen Radikalen zu den Ver­
waltern eines deformierten Arbeiterstaates (und die Einbe­
ziehung der kubanischen Kommunisten) bestätigten Trotz­
kis Charakterisierung der russischen Stalinisten als eine 
kleinbürgerliche Kaste, die sich auf den von der Oktoberre­
volution geschaffenen Eigentumsformen gründet. Darüber­
hinaus liefert die kubanische Revolution eine negative Be­
stätigung, daß nur das klassenbewußte Proletariat, geführt 
von einer marxistischen Avantgardepartei, einen demokra­
tisch regierten, revolutionären Arbeiterstaat schaffen, da­
durch die Basis ftir die internationale Ausdehnung der Re­
volution legen und den Weg zum Sozialismus öffnen kann. 

Im Gegensatz zur russischen Revolution - die eine poli­
tische Konterrevolution unter Stalin benötigte, um ein büro­
kratisch degenerierter Arbeiterstaat zu werden - war die 
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kubanische Revolution von Anfang an deformiert. Die kuba­
nische Arbeiterklasse, die im wesentlichen keine Rolle im 
revolutionären Prozeß spielte, hielt zu keinem Zeitpunkt 
die politische Macht in Händen, und der kubanische Staat 
wurde eher nach den Launen der castroistischen Clique als 
von demokratisch gewählten Arbeiterräten (Sowjets) re­
giert. 

Die revisionistische Strömung, die sich innerhalb der 
trotzkistischen Bewegung in den späten SOer Jahren heraus­
kristallisiert hatte, sah in Kuba die vollkommene Rechtfer­
tigung fUr ihren Verzicht des Aufbaus trotzkistischer Avant­
gardeparteien. Die europäischen Unterstützer des "Interna­
tionalen Sekretariats" (IS) sahen die kubanische Revolution 
als Beweis daftir an, daß revolutionäre Umwälzungen ohne 
die Führung durch eine proletarische Avantgarde stattfin­
den könnten, indem sie das wesentliche Merkmal der Ar­
beiterdemokratie ignorierten und so den qualitativen Unter­
schied zwischen einem degenerierten Arbeiterstaat wie dem 
stalinistischen Rußland oder einem deformierten Arbeiter­
staat wie dem castroistischen Kuba und dem gesunden rus­
sischen Arbeiterstaat Lenins und Trotzkis verwischten. Ku­
ba wurde das Modell des "revolutionären Prozesses" unter 
"neuen Bedingungen" - und das Schema, an dem die Re­
visionisten trotz des Mißlingens zahlloser Guerillakämpfe in 
Lateinamerika festhielten, um den "kubanischen Weg" nach­
zuahmen. 

Für die amerikanische Socialist Workers Party (SWP) je­
doch war Kuba eine Wasserscheide in der Degeneration die­
ser Partei als Festung des revolutionären Trotzkismus. Wäh­
rend der SOer Jahre hatte sie Pablos Idee des "tiefen Entris­
mus" in die reformistischen Massenparteien bekämpft. Aber 
unter dem Druck des McCarthyismus wurde ihr revolutionä­
res Rückgrat geschwächt und die Führer der SWP suchten 
verzweifelt nach einem populären Anlaß, der es ihr ermögli­
chen könnte, ihrelsolation zu durchbrechen. SWP-Führer 
Jos~ph Hansen jauchzte enthusiastisch: 

"Welche Bestimmungen gibt es im Marxismus ftir eine Re­
volution, die offensichtlich in der Tendenz sozialistisch 
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ist, die aber von der Bauernschaft angetrieben wird und 
von Revolutionären geführt wird, die niemals vorgegeben 
haben, sozialistische Ziele zu vertreten ... Dies findet 
man nicht in Büchern! ... Wenn der Marxismus keine Be­
stimmungen für solche Phänomene hat, ist es vielleicht 
an der Zeit, daß Bestimmungen geschaffen werden. Es 
schien, als wäre es ein genügend fairer Handel für eine 
Revolution, die so gut ist, wie diese" ("The Theory of 
the Cuban Revolution", 1962, Hervorhebung von 
Workers Vanguard)_ 

Nachdem er die Revolution als "der Tendenz nach sozia­
listisch" erklärt und sie mit Rußland unter Lenin auf die 
gleiche Stufe gestellt hatte, konnte Hansen nicht einfach 
die entscheidende Frage der Arbeiterdemokratie ignorieren. 
,,Es ist wahr, daß dieser Arbeiterstaat immer noch nicht die 
Formen proletarischer Demokratie aufweist", schrieb er. 
Aber er fügte sogleich hinzu: ,,Dies bedeutet nicht, daß es 
in Kuba keine Demokratie gibt." 

Die SWP-Spitzen benutzten die Annäherung in der Kuba­
Frage als die Gelegenheit, um dem I.S. die Wiedervereinigung 
vorzuschlagen. In einem Dokument aus dem Jahre 1963 
"Für die baldige Wiedervereinigung der trotzkistischen Welt­
bewegung" schrieb die SWP über "das Entstehen eines Ar­
beiterstaates in Kuba - dessen genaue Formen sich erst 
noch herausbilden müßten" und über die "Entwicklung der 
Bewegung des 26. Juli in Richtung des revolutionären Mar­
xismus" und schloß mit den Worteij: 

"Im Verlauf einer Revolution, die mit einfachen demo­
kratischen Forderungen beginnt und mit der Sprengung 
der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse endet, kann 
der Guerillakampf, geführt von landlosen Bauern und 
halbproletarischen Kräften unter einer Führung, die sich 
verpflichtet, die Revolution bis zu einem Abschluß zu 
führen, eine entscheidende Rolle bei der Untergrabung 
und dem beschleunigten Zusammenbruch einer kolonia­
len und halbkolonialen Macht spielen .... Er muß bewußt 
der Strategie des Aufbaus von revolutionären marxisti­
schen Parteien in kolonialen Ländern einverleibt werden." 

Als Antwort auf diesen offenen Revisionismus steckten 
Healy und seine Gefolgsleite vom Internationalen Komitee 
einfach wie der Vogel Strauß den Kopf in den Sand und er­
klärten, daß Kuba - sogar nach den Verstaatlichungen von 
1960 "ein bonapartistisches Regime sei, das immer noch 
auf den Grundlagen des kapitalistischen Staates beruhe" und 
.nicht qualitativ anders als das Batista-Regime sei. Aber in­
nerhalb der SWP war die Revolutionäre Tendenz (RT - Vor­
läufer der Spart ac ist LeaguejUS) in der Lage, das kubanische 
Regime nach 1960 als einen deformierten Arbeiterstaat zu 
analysieren' und die Bedeutung dieser Charakterisierung für 
die marxistische Theorie aufzuweisen. 

In einer Resolution, die als Gegendokument zum SWP­
Führungsdokument "Für die baldige Wiedervereinigung ... " 
unterbreitet wurde, machte die RT klar, daß "deswegen die 
Trotzkisten sowohl die kampfbereitesten wie die bedingungs­
losesten Verteidiger der kubanischen Revolution und des 
aus ihr entstandenen deformierten Arbeiterstaates gegen 
den Imperialismus sind ... " Aber es fügt hinzu:"was aber 
keineswegs auf Vertrauen zu oder politische Unterstützung 
(selbst der allerkritischsten Art) für eine den elementarsten 
Prinzipien und Bräuchen der Arbeiterdemokratie feindli­
chen regierenden Schicht hinauslaufen darf ... " ("Vor-
wärts zur Wiedergeburt der Vierten Internationale", Juni 
1963). 

Die Resolution der RT, die die Umarmung des Guerilla­
kampfes und des Castroismus durch die SWP anstelle der trotz­
kistischen Perspektive offen zurückweist, faßt dies folgender-
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maßen zusammen: 
"Die Ereignisse seit dem Zweiten Weltkrieg haben bewie­
sen, daß ein Guerrilla-Krieg mit bäuerlicher Basis und 
kleinbürgerlicher Führung als optimalen Ausgang nur ein 
anti proletarisches, bürokratisches Regime hervorbringen 
kann. Die Entstehung solcher Regime haben der nieder­
gehende Imperialismus, die durch stalinistischen Verrat 
erzeugte Demoralisierung und Desorientierung sowie das 
Fehlen einer revolutionär-marxistischen Führung der Ar­
beiterklasse ermöglicht. Die Kolonialrevolution bekommt 
nur dann einen eindeutig progressiven Charakter, wenn 
das revolutionäre Proletariat eine solche Führung besitzt. 
Revisionismus in bezug auf die proletarische Führung 
der Revolution in ihre Stratege aufzunehmen, stellt also 
eine grundlegende Leugnung des Marxismus-Leninismus 
seitens der Trotzkisten dar ... " 

Übersetzt aus Workers Vanguard Nr. 102, 

26. März 1976 
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Erfolg einer internationalen Verteidigungskam~g!!!; 

Mario Mufioz in Sicherheit! 
Am 4. August traf Mario Munoz Salas, der chilenische Berg­
arbeiterftihrer, der mehr als vier Monate lang einer Menschen­
jagd durch die argentinische Polizei ausgesetzt war, wohlbe­
halten in Wien ein. Die Rettung dieses mutigen klassenkämp­
ferischen Gewerkschafters vor den Schlächtern der Videla­
Junta ist ein Sieg fUr die internationale Arbeiterklasse und 
ein Signal der Hoffnung fUr die Zehntausende von Flücht­
lingen vor dem rechtsradikalen Terror, die immer noch in 
einer ausweglosen Lage in Argentinien sind. 

Eine weltweite Kampagne war aufgebaut worden, um 
Munoz aus dem Griff der blutgetränkten argentinischen 
Militärdiktatur zu retten, die ihn zuerst damit bedroht hat­
te, ihn auf der Stelle zu erschießen und die später ankundig­
te, ihn nach Chile ausliefern zu wollen. Dort wäre er mit 
Sicherheit Einkerkerung, Folter und wahrscheinlich dem 
Tod in den Händen von Pinochets Mordgesellen ausge-
setzt gewesen. Diese Kampagne militanter Arbeitersolidari­
tät - mitgetragen vom Partisan Defense Committe (PDC) 
in den USA und dem europäischen Komitee zur Ver­
teidigung der gefangenen Arbeiter und Seeleute in Chile -
hatte es geschafft, ein VisumfUr Österreich zu erlangen 
sowie die Beihilfe der Hohen Kommission cter Vereinten 
Nationen fUr Flüchtlinge (UNHCR) zu erreichen, die es 
Munoz ennöglichten, Argentinien unter UN-Aufsicht 
zu verlassen. 

Am Wiener Flughafen wurde Munoz vom Komitee 
zur Rettung von Mario Munoz und seinem europäi­
schen Pendant, dem Komitee zur Verteidigung der 

gefangenen Arbeiter und Seeleute in Chile, von der 
internationalen Spartaeist Tendenz und ihrer sympa­
thisierenden Sektion, den Österreichischen Bolschewiki­
Leninisten (ÖBL), vom Vorsitzenden der Jungen Gene­
ration der SPÖ, Albrecht Konecny, und von Vertretern der 
österreichischen Arbeiterpresse sowie der bürgerlichen 
Presse in Empfang genommen. 

Munoz dankte der österreichischen Regierung fUr die 
Gewährung des Visums und drückte seine Hochachtung 
fUr alle aus, die zu seiner Verteidigung beigetragen haben. 
Er äußerte seine Besorgnis um das Schicksal seiner Gefähr­
tin und ihrer Kinder, die Argentinien noch nicht haben 
verlassen können, und um alle Opfer der rechtsradikalen 
Repression, die immer noch in Argentinien ausharren 
müssen. 

Erst wenn Mario Munoz mit seiner Familie wieder ver­
eint ist, wird die Arbeit des Komitees zur Rettung von 
Mario Munoz beendet sein. Das Komitee möchte aber 
jetzt schon allen Einzelpersonen und Organisationen, die 
großzügig ihre Zeit, Energie, ihren besorgten Rat und ihre 
finanzielle Unterstüzung zur Rettung dieses beispielhaften 
Arbeiterftihrers beigesteuert haben, seinen tiefsten Dank 
aussprechen. 

Das Komitee zur Rettung von Mario Munoz konnte die 
Unterstützung von Hunderten·von sozialistischen und Arbei­
terorganisationen, Führern von Arbeiterorganisationen, 
Bürgerrechts- und Verteidigungsorganisationen und pro­
minenten EinzelpersönIichkeiten in fUnf Kontinenten ge-

Munoz-Pressekonferenz in Wien 
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winnen. Zahllose Resolutionen wurden verabschiedet, 
Briefe geschrieben, Untersuchungen angestellt und Tele­
gramme zugunsten von Munoz versandt. Artikel und Briefe, 
die die Lage von Muiioz im Zusammenhang mit anderen 
gefährdeten politischen Flüchtlingen in Argentinien be­
leuthteten, erschienen in Le Monde, in der New York 
Times, der New York Review of Books, der Globe and Mail 
und dem Star in Toronto/Kanada, der Australian Tribune, 
dem Morning Herald in Sidney und in vielen sozialistischen 
und Arbeiterorganen. Mehr als 20 000 US-Dollar (zirka 
50 000 DM) wurden gesammelt, mehr als 1 000 DM in 
Deutschland, allein etwa 10000 Dollar in den letzten 
zwei Wochen der Kampagne, als bekannt wurde, daß die 
österreichische Regierung bereit war, Munoz und seiner 
Familie Asyl zu gewähren. 

Eine internationale Delegation, organisiert vom Komitee 
zur Rettung von Mario Mufioz, traf mit dem Hochkommis­
sar fUr Flüchtlinge der Vereinten NatIonen, Prinz Sadruddin 
Aga Khan, am 16. Juli 1976 in Genf zusammen. Die Dele­
gation setzte sich aus Vertretern der Jungen Generation der 
SPÖ, der Internationalen Vereinigung katholischer Juristen, 
des Weltbundes der Arbeit (World Confederation of Labour), 
der Schweizer Vereinigung progressiver Juristen, der franzö­
sischen Quäker, des Komitees zur Verteidigung der gefange­
nen Arbeiter und Seeleute in Chile und des Komitees zur 
Rettung von Mario Munoz zusammen. Der Hochkommissar 
sicherte die Mitarbeit der UNO bei der Gewährleistung des 
sicheren Geleits für Munoz aus Argentinien zu. 

Freiheit für alle Opfer des reaktionären Terrors in 
Argentinien und Chile! 

Schon vor dem Videla-Putsch mobilisierte das PDC gegen 
die Eskalation der rechtsradikalen Repression in Argentinien. 
Am 5. Dezember 1975 rief das PDC zu einer Demonstration 
vor der argentinischen UN-Mission in New York auf, um 
gegen die Verhaftung von dreizehn des Waffenschmuggels 

~ 

Das Partisan Defense Committee (PDC) ist eine klas­
senkämpferische und antisektiererische Verteidigungs­
Organisation, die mit den politischen Ansichten der 
Spartacist League (Sektion der internationalen Spar­
tacist Tendenz in den USA) übereinstimmt. Das PDC 
beteiligt sich an der Verteidigung aller Werktätigen 
ohne sektiererische oder fraktionelle Einschränkung 
und steht in der Tradition der "International Labor 
Defense" (Internationalen Arbeiter-Verteidigung) un­
ter der Führung ihres Gründers und ersten Sekretärs, 
James P. Cannon (1925-28). 

für den chilenischen Widerstand Bezichtigten zu protestie­
ren, unter ihnen zehn chilenische Flüchtlinge und Richard 
und Christina Whitecross. Nur 'die beiden Whitecross wur­
den freigelassen, und das PDC wird seine Anstrengungen 
für die anderen elf Inhaftierten bis zu ihrer Freilassung fort­
setzen. 

Nur 48 Stunden nach der Machtübernahme durch die 
Videla-Junta mit ihrer fadenscheinigen Behauptung, die 
demokratischen Freiheiten zu respektieren, nahm die ar­
gentinische Polizei die Jagd nach Mario Munoz auf, um 
ihn auf der Stelle zu erschießen. Der Angriff auf seine 
Familie ist Beispiel für die grausame Unterdrückung, die 
über die gesamte argentinische Arbeiterbewegung und die 
Tausende von politischen Flüchtlingen gekommen war, 
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die dem reaktionären Terror in den Nachbarländern ent­
rinnen konnten, dem sie auch in Argentinien ausgesetzt 
sind. 

Die demokratischen Ansprüche des als unblutig ausge­
gebenen Putsches wurden anfangs von renommierten . 
Zeitschriften und Zeitungen übernommen und ausge-
malt. Aber der Umfang des Terrors und die Gefahrdung der 
Flüchtlinge in Argentinien waren wieder und wieder nachzu­
weisen. Am 10. April wurde der MIR-Führer Edgardo Enn­
quez verhaftet und am 27. April Pinochets Folterern aus­
gehändigt. Später wurden liberale Gegner der uruguayischen 
Diktatur, Zelmar Michelini und Hector Guiterrez Ruiz, von 
AAA-Gangstern verschleppt und ermordet. Am 2. Juli wur­
de Mario Munoz zusammen mit 12 weiteren chilenischen 
Flüchtlingen gewaltsam aus dem ihnen von den Vereinten 
Nationen zugewiesenen Zufluchtsort herausgeholt. Munoz 
wurde sofort isoliert, verhört und geschlagen und schließ­
lich mit der Deportation nach Chile bedroht. Nur die 
Furcht vor einem Skandal angesichts der Protestkampagne 
zu Munoz' Gunsten veranlaßte einen höheren Beamten, 
seine Entlassung zusammen mit der seiner zwölf Genossen 
anzuordnen. 

Da die Wirklichkeit der bösartigen und allseitigen Unter­
drückung durch die Junta zu eklatant wurde, um sie noch zu 
verbergen, und die wachsende Zahl von Opfern der Polizei 
und der AAA nicht länger geheimzuhalten war, fiel die 
Kampagne mit dem wachsenden internationalen Wider­
stand gegen den Terror des Videla-Regimes zusammen. Die 
Kampagne zur Rettung von Mario Munoz trägt selbst mit 
ihren bescheidenen Mitteln eine wesentliche Verantwortung 
dafür, daß dem Videla-Coup die demokratische Fassade ab­
gerissen wurde und der internationale Protest gegen die Re­
pression in Argentinien gerichtet wurde. 

Die Kampagne betonte, daß Munoz stellvertretend fUr 
die Lage von Tausenden von chilenischen, uruguayischen 
und anderen lateinamerikanischen Flüchtlingen vor der Ver­
folgung durch eine Junta stand, die jetzt alle mit Einker­
kerung, Verschleppung oder Vernichtung durch die argen­
tinische Militärdiktatur und ihre parapolizeilichen anti­
kommunistischen Todestrupps der AAA bedroht werden. 
Die massive Eskalation des militärischen Terrors in Buenos 
Aires in den vergangenen Wochen zog schließlich den welt­
weiten Protest aufSieh, und am Freitag, dem 6. August 1976, 
kündigte die UN-Hochkommission für Flüchtlinge an, daß 
Österreich, Großbritannien, Kanada, Frankreich, Norwegen 
,und die Schweiz die Aufnahme von annähernd 2 000 latein­
amerikanischen Flüchtlingen aus Argentinien zugesagt hätten. 

Mario Munoz klagt den argentinischen und 
chilenischen Terror an 

Am 7. August hielt das Komitee zur Rettung von Mario 
Munoz eine Pressekonferenz in Wien ab. Anwesend waren 
Vertreter und Korrespondenten von Le Monde, des Wiener 
Kurier, der Österreichischen Presse-Agentur, der Workers 
Vanguard, der CISNU, der rotfront (Organ der österreichi­
schen VS-Sektion GRM), der Permanenten Revolution 
(Organ der Internationalen Kommunistischen Liga) und der 
Rearme (chilenische Exilzeitung). Munoz begann mit dem 
Dank an die Hunderte von linken und Arbeitermilitanten 
sowie prominenten Persönlichkeiten, deren Unterstützung 
ihn nach Wien gebracht hatte, um hier die Wahrheit über das 
reaktionäre Terrorregime in Argentinien zu verbreiten. 

Munoz sprach von der blutigen Repression, die immer 
noch Zehntausende chilenischer politischer Flüchtlinge ge­
fahrdet, die in Argentinien in der Falle sitzen. "Es ist not­
wendig, eine noch größere Kampagne zu entwickeln, um 
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die Arbeiterftihrer zu retten", sagte er unter Betonung der 
Notwendigkeit internationalen Protests und Drucks zugun­
sten jener, die dem luntaterror zum Opfer zu fallen drohen. 

Über seine gefährliche Flucht aus Chile nach dem Putsch 
im September 1973 berichtete Munoz: "Meine Ausreise nach 
Argentinien wurde von einer Vollversammlung von Bergar­
beiterftihrern beschlossen, weil mein Name im Fernsehen und 
Rundfunk bekannt gegeben wurde ... Sie (die Putschisten) 
schickten Flugzeuge, um die Bergarbeiterlager zu bombar­
dieren, sie töteten sogar die Kinder der Minenarbeiter ... Als 
ich die Anden-Cordilleren nach Argentinien überquerte, sah 
ich ein Lager der Bergarbeiter-Kooperative ,Maquis de Peder­
nales', das durch Bomben vollständig vernichtet worden 
war. " 

Über das Elend unter den chilenischen Massen hob 
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Munoz hervor, daß die Arbeitslosenquote (offlziell bereits 
mit katastrophalen 20% angegeben) bei genauer Zählung, 
die auch die bestimmt 100000 Flüchtlinge einschließen 
müßte, von denen die meisten in den westargentinischen 
Provinzen konzentriert seien, doppelt so hoch wäre. In der 
argentinischen Provinz Mendoza erhalten die 3 000 offiziell 
unter UN-Aufsicht stehenden chilenischen Flüchtlinge nur 
Unterkunft und eine Mahlzeit täglich. Sie genießen keine 
medizinische Versorgung und erhalten keine Arzneimittel. 
Bei den beständig wiederholten Überfällen von Militär und 
der parapolizeilichen antikommunistischen Mörderbanden 
der AAA auf die Flüchtlingsunterkünfte, sagte Munoz, zeigt 
die UNO sich unfähig, chilenische politische Flüchtlinge in 
Argentinien zu beschützen. 

Die schreckliche Realität des "Schutzes" fUr die Flücht­
linge vor dem rechtsradiblcn Terror wurde durch Munoz' 

-Die internationale Presse berichtet: 
MUDOl in Sicherheit 
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eigene Verhaftung durch die Polizei aus einer unter UN­
Schutz stehenden katholischen Zufluchtsstätte in der Stadt 
grell beleuchtet: "Sie verhafteten uns um 17 Uhr und fOOr­
ten uns zu Verhör und Folter. Von den dreizehn Verhafte­
ten wurde ich binnen ftinf Minuten als derjenige isoliert, der 
zu verhören wäre ... Ich weigerte mich irgendetwas zu beant­
worten, und deshalb wurde mir gesagt, daß, da ich ihnen 
nichts erzählen würde, sie mir sagen würden, wer ich wäre. 
Alles, was ich im Flüchtlingszentrum vor dem Mendoza­
Komitee (das die Flüchtlingsunterkünfte verwaltet) und vor 
dem Rechtsanwalt ausgesagt hatte, tauchte in den Akten 
der Polizeibehörde auf. Der Fragesteller zitierte wortwört­
lich aus meiner Aussage vor dem UN-Komitee in Mendoza." 

Der Kurier (eine fOOrende bürgerliche Wiener Tageszei­
tung)" berichtete nach der Pressekonferenz am 10. August" 
1976 Qber die Bedeutung der internationalen Kampagne: 

,,Mario Munoz schlug sich über drei Monate im Unter­
grund durch. Das in New York ansässige Partisan 
Defense Committee hatte jedoch diesen spektakulären 
Fall aufgegriffen und in der ganzen westlichen Welt 
eine Kampagne zur Rettung von Mario Mufioz aufge­
zogen ... " 

Der Kurier berichtete auch von der Intervention ftihrender 
Funktionäre der SPÖ und des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes zugunsten Munoz. 

Die Wiener Arbeiter-Zeitung (Organ der SPÖ) vom 
7. August 1976 hielt es ftir nötig, Munoz wegen seines 
Bruchs mit Allendes Volksfront anzugreifen, und ging so 
weit festzustellen, daß die Repression, unter der er in der 
Folgezeit litt, "seine persönliche Schuld" sei. Aber Munoz 
hatte angeboten, dem Allende-Regime militärische Unter­
stützung der Bergarbeiter gegen einen rechtsradikalen Putsch 
zu geben. Seine Warnung bestand darin, daß es Allende 
durch Versöhnlertum gegenüber der Reaktion und Zusam­
menarbeit mit der Bourgeoisie war, der den Weg ftir den 
Putsch ebnete. 

Die heimtückische Menschenjagd nach Munoz um faß te 
zwei Länder. Die Kampagne, um diesen chilenischen Arbei­
terfOOrer zu retten, erstreckte sich auf ftinf Kontinente. Sie 
hat auch die entsetzliche Gefahr für Linke und Arbeiter­
fOOrer in Lateinamerika publik gemacht. Die auf breiter 
Basis unternommene Verteidigungsanstrengung beweist die 
Macht der Solidarität der internationalen Arbeiterklasse und 
zeigt die foftwährende Notwendigkeit antisektiererischer 
klassenkämpferische Verteidi.gungsbemühungen für alle Opfer 
reaktionären Terrors auf. Dieser wichtige Sieg eröffnet neue 
Hoffnung für alle die Klassenbrüder und -schwestern von 
Mario Munoz, die durch die niederträchtigen luntaschlächter 
wegen ihres Kampfes gegen reaktionäre Diktatur in Latein­
amerika und in der ganzen Welt verfolgt werden. 

Die Munoz-Kampagne war fOOrend in der Mobilisierung 
des lauten Protests gegen die rechtsradikale Repression in 
Argentinien. Mit geringen Mitteln mußte das Komitee zur 
Rettung von Mario Munoz nicht nur die Lage von Munoz, 
sondern auch die wirkliche Lage in Videlas Argentinien ans 
Licht bringen, während die bürgerliche Presse - begünstigt 
von Liberalen und Stalinisten - das reaktionäre Terror­
Regime reinzuwaschen bestrebt war. Mit der Ausnahme des 
MIR-Führers Edgardo Enrlquez (im April an Pinochet ausge­
liefert) erlangte kein anderer chilenischer Linker in Argen­
tinien soviel Publizität. Das UN-Büro in Buenos Aires erzählte 
Munoz, daß es mit Telegrammen zugunsten der Beschaffung 
freien Geleits ftir ihn aus Argentinien überschwemmt worden 
sei. 

Die Kampagne hat die Aufmerksamkeit auf die verzwei­
felte Situation argentinischer Linker und Gewerkschafter 
wie auch chilenischer und anderer Flüchtlinge gelenkt. Am 
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selben Tage wie die Munoz-Pressekonferenz in Wien gab die 
österreichische Regierung eine Quote von 250 Visa ftir 
Flüchtlinge aus Argentinien bekannt. Der chilenische Bergar­
beiterfOOrer war der erste Flüchtling, der dadurch Aufnahme 
fand. 

. Dieser Sieg ist ein Beweis ftir die W,irksamkeit internatio­
nalen Protests im Geist der Solidarität der Arbeiterklasse, 
derselben Solidarität, der Munoz sein Leben gewidmet hat. 
Eine Verteidigungskampagne kann leicht auf dem bereits 
bestehenden Ansehen prominenter Intellektueller und 
Künstler, die dem reaktionären Terror zum Opfer fallen, 
aufgebaut werden. Aber Arbeiterftihrer und Militante wie 
Mario Munoz, sind im Ausland meist unbekannt und werden 
oft übersehen, wenngleich sie in ihren eigenen Herkunfts­
ländern weithin geachtet werden. Verteidigungskampagnen 
zu ihren Gunsten können nur durch Massenprotest und 
durch Publizität aufgebaut werden, die sich auf die Arbei­
terbewegung orientieren. Sie können nur auf einer anti­
sektiererischen Basis, durch die breiteste Unterstützung 
aller, die ftir die Menschenrechte eintreten, siegen .• 

Bestellt 

"ac\a . 
e\ renac\O\lento 
de \a Cuarta 
\nternac\ona\ 

zu beziehen über 

'''-. No. 2 

(en espagnol) 

Nr. 1,3 -1,25 DM 
Nr.2 - 1,-- DM 

SPARTACIST PUBLISHING CO. 
BOX 1377, GPO 
NEW YORK,NY 10001/USA 



September 1976 

Beschluss des IK der HO zur 
krititischen UnterstütlUnq der GI M 
bei den Bundestagswahlen 1918 
Die Kandidatur der GIM -- obwohl sie nicht über den 
ökonomischen Reformismus des "Nur-Gewerkschaf­
tertums" hinausgeht - erfüllt die minimalen Bedin­
gungen einer Kandidatur "proletarischer Klassenun­
abhängigkeit", d.h. die GIM-Kandidatur stellt nicht 
einen direkten organisatorischen Block mit der Bour­
geoisie dar, wie die der SPD, oder einen programma­
tischen Block wie dies bei den NATO-Unterstützern 
KBW und KPD oder der linken SPD-Pressure Group, 
der DKP, der Fall ist. 

Jedoch stellt die kapitulantenhafte, ab stentionisti­
sehe Haltung der GIM zur DDR und zu anderen de­
formierten bzw. degenerierten Arbeiterstaaten in 
ihrer Wahlpropaganda diesen klassenunabhängigen 
Charakter in Frage. Die Kapitulation der GIM vor 
antikommunistischen und "dritten-Weg"-Illusionen 
drückt sich besonders in ihren ,,massenagitatori­
schen" Propagandamitteln, z.B. in ihren Flugblät-

, tern, aus. Hier tritt allein die Kritik an den Arbeiter­
staaten hervor. Ihre Errungenschaften werden nur 
beiläufig-oder gar nicht erwähnt. Das Resultat dieser 
Anbiederung an kleinbürgerliche Kräfte und der Ka­
pitulation vor dem Antikommunismus der Masse 
der Arbeiter könnte dann auch bei der GIM wie 
1975 bei ihrer österreichischen Schwesterorgani­
sation GRM heißen: "Wir wollen keinen Sozia­
lismus a la CSSR." 

In impressionistischen Äußerungen der GIM (so 
auch in ihTer Wahlplattform) findet sich implizit 
die SteUungnalune der GIM zur Verteidigung der 
historischen Errungenschaften der deformierten 
bzw. degenerierten Arbeiterstaaten. Diese Stellung 
der GIM findet sich ebenfalls in dem Artikel "Ar­
beiterdemokratie - die beste Mauer gegen den Im­
perialismus" (was tun Nr. 118), wo sie sie ein­
nimmt trotz ihrer falschen Haltung zur Berliner 
Mauer, die sie nicht verteidigt, obwohl diese durch 
die Politik der parasitären Bürokratie notwendig 
geworden ist, um die DDR gegen den westdeutschen 
Imperialismus effektiv verteidigen zu können. Die 
TLD läßt sich von der trotzkist ischen Position lei­
ten, die Arbeiterstaaten prinzipiell - unabhängig 
von der Politik ihrer stalinistischen Staatsftihrung -
zu verteidigen; die effektivste Sicherung der Arbei­
terstaaten kann nur auf der Basis der Ausweitung 
der Weltrevolution und durch den Sturz der para­
sitären Bürokratie erfolgen. 

Zwar wird die GIM nicht von dieser trotzkisti­
schen Position zu den Arbeiterstaaten gelenkt, aber 
sie hat versteckt eine Position ihrer Verteidigung 
eingenommen. 

Die TLD gibt der GIM bei den Bundestags­
waluen 1976 kritische Unterstützung. 

Dieser Beschluß soll der Redaktion der was tun, 
Wochenzeitung der GIM, zur Kenntnisnahme zuge­
stellt werden. 

Berlin, den 27. August 1976 
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bejubelt, selbst Carvalho wurde zum Held. "Druckerfrau 
und Druckermann - streikt doch bitte noch recht lang" 
war das zielgerichtetste, was der KB zum Druckerstreik 
anzubieten hatte. Seine Programmlosigkeit macht den KB 
zum Chamäleon. Bis heute hat der KB dank seiner Pro­
grammfeindlichkeit eine zentrale Frage ftir eine revolutio­
näre Politik nicht beantworten können: Welchen Klassen­
charakter hat die Sowjetunion? Welchen Klassencharakter 
hat die DDR? Ohne revolutionäres Programm kann es auch 
keine revolutionäre Politik geben. 

Der KB begeht einen zweiten Irrtum, wenn er anderen 
Organisationen vorwirft, sie würden zentralisierte Entschei­
dungen treffen. Demokratischer Zentralismus gehört eben­
falls zu den Grundlagen der leninistischen Partei theorie. 
Die unbewußte Beschlußfassung im KB ist ein Beweis daftir, 
daß sein Gegenteil nur bürokratischer Zentralismus sein 
kann. Sein "Leitungsgremium" schlägt zunächst eine Wahl­
unterstützung von DKP und KBW vor. Dieser Vorschlag 
stößt auf Ablehnung in der Mitgliedschaft und wird fallen­
gelassen. Die Hamburger Ortsgruppe spricht sich für eine 
Eigenkandidatur aus. Doch das widerspricht der bisherigen 
Grundlinie. Also beschließt das "Leitungsgremium" , nichts 
zu beschließen, außer gegen eine Eigenkandidatur zu sein 
und gegen eine SPD-Unterstützung. "Wir werden propagie­
ren, sich entweder der Stimme zu enthalten oder in irgend­
einer Form eine ,Proteststimme' abzugeben, was durch Un­
gültigmachen des Stimmzettels oder Stimmabgabe fur eine 
der kandidierenden Organisationen links von der SPD ge­
schehen kann." (ArbeiterkampfNr. 85) 

Die Arbeiterklasse und vielleicht auch die eigene Mitglied­
schaft wird dem KB für diese hilfreiche Stellungnahme dank­
bar sein! . 

Der Spartacusbund: orthodoxe Phrasen und Kapi­
tulation in der Praxis 

Die "Stellungnahme des Politischen Büros des Spartacus­
bundes" zu den Bundestagswahlen enthält zweifellos ein 
paar hübsche pseudoorthodoxe Aussagen. So wird die Tak­
tik des "Kommunistischen Wahlbündnisses" abgdehnt und 
sogar eine öffentliche Selbstkritik dazu geübt, daß diese Tak­
tik bis zu seiner 5. Bundeskonferenz des Spartacusbundes 
liebstes Steckenpferd war. Nicht erwähnt wird allerdings der 
Ausschluß der Trotzkistischen Fraktion aus dem Spartacus­
bund, weil sie diese Taktik schon vor der 5. Bundeskonfe­
renz als eine prinzipienlose Blockbildung und eine Selbst­
auflösung der Partei denunzierte. Doch die Erfahrung mit 
dem Zentrismus bleibt auch dem Leser des Spartacus Nr. 29 
nicht erspart. Trotz allen Geschreis des Spartacusbundes, 
daß er die SPD nicht mit der CDU gleichstellen würde, er­
kennt man erneut, daß der Begriff "bürgerliche Partei, die 
sich auf die Arbeiter stützt" doch dehnbar ist: "Denn die 
Tatsache, daß CDU wie SPD durch und durch bürgerlich 
sind, wird nirgends deutlicher als in ihrer gemeinsamen 
Außenpolitik:' 

Gegen die arbeiterfeindlichen Gesetze, die von der SPD/ 
FDP-Regierung erlassen wurden, fordert der Spartacusbund 
nicht die Einheitsfront der Arbeiterorganisationen, sondern 
ein ominöses "Schutz- und Trutzbündnis", das mehr als 
konkrete Absprachen sein soll und nur auf einen faulen 
Block hinauslaufen wird. Denn was anderes soll ein ständiges 
Bündnis darstellen, ein Bündnis, das dem bürgerlichen Staat 
trutzt? Auf welcher politischen Grundlage trutzt es? In der 
gleichen Stellungnahme wird dieser Verdacht bestätigt: 

"Und genau gegen diese nur bürgerliche Alternative (der 
SPD, d.Red.) gilt es, für eine proletarische Alternative zu 
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kämpfen, dafür daß grundsätzlich jeder das Recht hat, im 
Staatsdienst sein Brot zu verdienen, und daß die Abwehr 
von Faschisten nur das Werk der Arbeiter sein kann, un­
abhängig vom bürgerlichen Staat! Diese Alternative konn­
ten die linken Organisationen (Hervorhebung von uns) bis­
her bei keiner zentralen Frage entwickeln." 

Die Idee des Schutz- und TrutzbÜlldnisses entspricht haar­
scharf der revisionistischen Methodik des früheren Wahl­
blockgedankens. Was soll dann die Kritik am KB noch wert 
sein? 

In korrekter Weise stellt der Spartacusbund das Kriterium 
der Klassenunabhängigkeit als Unterstützungskriterium auf. 
Doch reicht seine vorgegebene Orthodoxie nur fur die Poli­
tik in der BRD. Schönstes Beispiel fur die Verkommenheit 
und Widersprüchlichkeit seiner "Internationalen Initiative" 
ist, daß dieses Kriterium international keIne Rolle spielt: 
Von der Unterstützung für den PCP-Kandidaten Pato in Por­
tugal bis zur kritiklosen übernahme eines Artikels des Part­
ners FMR zu den italienischen Wahlen, in dem sowohl die 
PCI wie die Democracia Proletaria unterstützt wird - Auf­
rufe zur Stimmabgabe für Organisationen mit sehr offenen 
Volksfrontgelüsten! 

Der Spartacusbund wird nicht die Vierte Internationale 
als eine demokratisch zentralistische Weltpartei schaffen. 
Der Spartacusbund ruft zur Wiedergeburt eines zentristi­
schen Londoner Büros auf! 

Die Kandidatur der GIM 

Die Trotzkistische Liga Deutschlands hat die kritische 
Unterstützung fur die Kandidatur der GIM in den Bundes­
tagswahlen 1976 beschlossen. Als einzige kandidierende Or­
ganisation stellt die Gruppe Internationale Marxisten eine 
"unabhängige Klassenkandidatur" dar. Unsere Unterstützung 
für die Kandidatur der GIM ist jedoch keineswegs eine kritik­
lose Unterstützung. Sie ist eine negativ bezeichnete Unter­
stützung. In der Wahlplattform der GIM findet sich keine 
Forderung, die uns eine Unterstützung unmöglich machen 
würde. Unmöglich war z.B. unseren Genossen der ÖBL 
(Österreichische Bolschewiki-Leninisten) eine Unterstützung 
der österreichischen Schwesterorganisation der GIM, der 
Gruppe Revolutionäre Marxisten (GRM), als diese die Lo­
sung: "Keinen Sozialismus a la CSSR" in den Mittelpunkt 
ihrer Wahlpropaganda stellte. Diese Losung zählte auf die 
Unterstützung kleinbürgerlicher Kräfte mit antikommunisti­
schem Bewußtsein. Die Unterstützung der GIM wird mög­
lich, weil diese Organisation trotz ihrer reformistischen 
Wahlplattform, die hinter ihre allgemeine zentristische Po­
litik noch zurückfällt, die formale Klassenselbständigkeit 
des Proletariats bei den Wahlen 1976 behauptet. 

Die Wahlplattform der GIM ist die syndikalistische Zu­
spitzung der Rechtsentwicklung der GIM. In der Situation 
der wirtschaftlichen Krise sieht die GIM nur eine Lösung: 
"durch einen offensiven betrieblichen und gewerkschaftli­
chen Kampf die eigenen Interessen durchsetzen" (Wahl­
plattform S. 6). "Wir brauchen eine Arbeiterregierung" 
(S. 16) stellt die GIM richtig fest. Doch handelt es sich hier­
bei um eine antiparlamentarische, revolutionäre Regierung, 
fur die die GIM eintreten würde? Nein, unsere linken Syndi­
kalisten wollen die Arbeiter nicht verschrecken. "Trotz allem 
Gerede vom angeblich drohenden ,Gewerkschaftsstaat' : Eine 
solche Regierung könnten die Arbeiter gebrauchen. Eine 
Arbeiterregierung." Die GIM steht wie der Spartacusbund in 
der rechten Tradition des Verständnisses der Losung der Ar­
beiterregierung, d.h. sie versteht die Arbeiterregierung (wie 
die KPD-Rechten Brandler und Thalheimer, gegen deren Re­
visionismus die linke Opposition gekämpft hat) als eine Re-
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gierung von Arbeiterparteien im Rahmen des bürgerlichen 
Systems. Diese Konzeption basiert logisch auf der Negation 
der leninistischen Staatstheorie und fUhrt notwendigerweise 
zu menschewistischen Etappenmodellen. 

Und was bedeutet "Die Internationalität des Klassen­
kampfes" (S. 39)1 Zwei Punkte werden benannt: - . 
1. "Internationale Solidarität" (d.h. internationale Unter­
stützungskampagnen bei "konkreten Arbeiterkämpfen" 
und "revolutionären Massenbewegungen"), 2. "Internatio­
nale Gewerkschaftspolitik". Kein Wort über die Vierte Inter­
nationale, deren Kern das Vereinigte Sekretariat (VS) doch 
zu sein meint. Getreu dem "Europäischen Dokument" des 
VS wird es hier selbst "Bestandteil der neuen Massenavant­
garde". An der pabloistischen Methode der GIM als deut­
scher Sektion des VS ändert es auch nichts, wenn ihre 
augenblickliche Kompaßmehrheit das Wort "Massenavant­
garde" durch "Arbeitervorhut" ersetzt: kleinbürgerliche 
Anpassung ersetzt durch workeristische Anpassung. Die 
Gewerkschaftsborniertheit der GIM, die nicht fur kommu­
nistische Gewerkschaftsfraktionen kämpft, nicht für eine 
. revolutionäre GewerkschaftsfUhrung, sondern nur für die 
"Demokratisierung" des DGB, führt sie zu abenteuerlichen 
Konstruktionen: "Einrichtung eigener Strukturen für die 
ausländischen Arbeiter innerilalb· der Gewerkschaften, die 
gegenüber der Gewerkschaftsftihrung autonom sind". Die 
selige KJO/Spartacus kämpfte für einen autonomen Jugend­
sektor. Man könnte auf die Idee eines autonomen Frauen­
sektors kommen. Durch Entfaltung der "Basisdemokra­
tie" Schaffung einer Parallelstruktur in den Gewerkschaf­
ten! D.h. dem Kampf um die Führung der Massenorganisa­
tionen aus dem Wege zu gehen, eigene unabhängige Spiel­
wiesen zu schaffen. So wird die Spaltung der organisierten 
Arbeiterschaft verschärft und die zentralisierte Schlagkraft 
geschwächt. Deutsche und ausländische Arbeiter müssen 
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GIM - Kandidatur: 
Kapitulation vor dem Antikommunismus? 
An das 
ZK der Gruppe Internationale Marxisten (GIM) 

Berlin, den 7. August 1976 

Genossen, 

Eure Organisation hat mit ihrer "Resolution des Zentral­
komitees der GIM" (was tun 106) ihre Teilnahme an den 
Bundestagswahlen beschlossen. 

Für die TLD als Kern der deutschen Sektion der wieder­
zuschaffenden IV. Internationale, die in Folge ihrer organi­
satori~c~en Schwäche nicht kandidiert, stellt sich die Frage 
der kntIschen Wahlunterstützung der GIM, einer vorgeblich 
revolutionären Organisation. 

Eine kritische Unterstützung ("wie der Strick den Ge­
~ängten") der deutschen Sozialdemokratie, einer bürger­
lichen Arbeiterpartei, ist fur uns gegenwärtig schon allein 
aus dem Grunde der SPD/FDP-Koalition völlig ausgeschlos­
sen. Das gleiche gilt fur die stalinistischen Organisationen 
aller Couleur, die implizit oder explizit die offene Allianz 
mit der Bourgeoisie, sei es in Form der antimonopolistischen 
Demokratie der DKP oder in Form der NATO-Unterstützung 
der Maostalinisten gegen die "sozialimperialistische Sowjet­
union", propagieren. Bleibt die Kandidatur der GIM. 

Kriterium fur die kritische Unterstützung der GIM durch 
die TLD ist nicht die Existenz eines mehr oder weniger voll­
ständigen revolutionären Programms. Für ein revolutionäres 
Programm wird Eure Organisation, Produkt der Degeneration 
der IV. Internationale zu einem Konglomerat, niemals kämp­
fen. 

Zentrales Kriterium fur eine mögliche Wahlunterstützung, 
Eurer zentristischen Organisation ist vielmehr Eure Bereit­
schaft, gegenwärtig auf der Basis der Klassenunabhängigkeit 
zu kandidieren, Eure Bereitschaft, keinen Block mit der 
Bourgeoisie einzugehen, wie das etwa KPD und KBW tun. 

Nach unseren bisherigen Kenntnissen erftillt die Kandi­
datur der GIM, obwohl sie über den ökonomistischen Refor­
mismus nicht hinausgeht, formal das Kriterium der Klassen­
unabhängigkeit. Die Erfullung dieses Kriteriums wird jedoch 
durch Eure bisher in Euren Wahlstellungnahmen noch nicht 
geklärte Haltung zu den degenerierten und deformierten Ar­
beiterstaaten eingeschränkt. Indem Ihr hier von Eurer Po­
sition der Verteidigung der Arbeiterstaaten entweder ab­
rückt oder sie verschweigt, kapituliert Ihr vor antikommu­
nistischem Bewußtsein in der Arbeiterbewegung und vor 
dem des Kleinbürgertums. Die Frage der Arbeiterstaaten, 
insbesondere die der DDR, spielt im Wahlkampf eine nicht 
unbeträchtliche Rolle, dienen sie doch der Bourgeoisie als 
hervorragendes Beispiel, um den Sozialismus an sich zu dis­
kreditieren. Keine Organisation der Arbeiterbewegung 
kommt hier um eine Stellungnahme herum. 

Es ist wichtig, aber völlig unzureichend, zur politischen 
Revolution etwa in der DDR aufzurufen. Der gleichzeitige 
Verzicht jedoch auf die Propaganda fur die bedingungslose 
Verteidigung der Arbeiterstaaten ist gerade im geteilten 
Deutschland ein besonderer Verrat. 

In einem Hamburger Flugblatt ("Ermöglicht durch Eure 
Unterschrift die Kandidatur der GIM", ohne Datum) 
schreibt Ihr z.B.: 

"Die IV. Internationale tritt in ihrem Programm und in 
ihrer Praxis ein 
- fur die volle Arbeiterdemokratie in den Arbeiterstaaten 

mit einem demokratischen Rätesystem, der Zulassung· 
aller Arbeiterparteien auf dem Boden des Arbeiter­
staates. 

- Die IV. Internationale tritt fur das Recht auf freie 
Meinungsäußerung fur sozialistische und bürgerliche 
Kritiker in den Arbeiterstaaten ein und 

- gegen die Repressionsmaßnahmen der Bürokratien in 
diesen Ländern." 

Tritt die GIM damit auch fur "demokratische Rechte" für 
kroatische Faschisten und andere offene Konterrevolutio­
näre ein? Repressionsmaßnahmen gegen den Klassenfeind, 
gegen die imperialistische Intervention müssen die unbe­
dingte Unterstützung der Trotzkisten finden. Indem Ihr 
versucht, unparteiisch gegenüber den Arbeiterstaaten zu 
sein, zwingt Euch die Wirklichkeit doch dazu, Partei zu 
ergreifen. 

In einem anderen Flugblatt heißt es: 

;,Diese Alternative (Anrn.: der GIM) muß sich ebenso 
gegen die Unternehmerpolitik der heutigen SPD richten 
wie gegen den bürokratischen Sozialismus stalinistischer 
Prägung, wie er von der DKP (pro Moskau) oder der KPD 
(pro China) vertreten wird." 

Und worin besteht diese Alternative? Sie soll auf einem im 
gleichen Flugblatt publizierten 9-Punkte-Programm basieren 
- einem Programm, das gut und gerne im Rahmen des bür­
gerlichen Staates realisiert werden kann. Ein reformistisches 
Programm als Alternative zum "bürokratischen Sozialismus 
stalinistischer Prägung"? Eine solche Position, konsequent 
vertreten, liefe bestenfalls auf eine Position des "dritten 
Wegs" hinaus, die Imperialismus und Stalinismus gleicher­
maßen verurteilt. 

Genossen der GIM, wir fordern Euch auf, in Eurem 
Wahlprogramm eindeutig Stellung zu beziehen zur Frage 
der bedingungslosen Verteidigung der degenerierten und 
deformierten Arbeiterstaaten gegenüber dem Imperialismus! 
Einer Kandidatur, die etwa unter dem Motto "kein Sozia­
lismus a la CSSR" (Losung der GRM im Wahlkampf 1975) 
oder "a la DDR" liefe, müßten wir unsere kritische Unter­
stützung verweigern. 

Besonders bedenklich im Falle einer' weiterhin unklaren 
Stellungnahme zu den Arbeiterstaaten wäre es, wenn Ihr in 
den Wahlkreisen, in denen Ihr nicht kandidiert, etwa zur 
Wahl des KBW aufrufen würdet. Kritische Unterstützung fur 
den KBW hieße "kritische" Unterstützung furdas imperia­
listische NATO-Wehrbündnis. 

Genossen der GIM, Ihr habt in Eurer Presse, ebenso wie 
der KB, Euer Interesse bekundet, gemeinsame Diskussionen 
mit anderen Organisationen der Arbeiterbewegung zu den 
Wahlen zu fUhren. Wir sind gerne bereit, uns auf örtlicher, 
regionaler oder nationaler Ebene an solchen Diskussionen 
zu beteiligen, 

Mit kommunistischen Grüssen 
fur das Zentralkomitee der TLD 
Lenz 
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gemeinsam für ihre Rechte kämpfen. Isoliert können die 
ausländischen Arbeiter nicht siegen. Und die "autonomen" 
Strukturen der GIM ftihren die schwächsten Teile des Pro­
letariats in die Isolation! Aber Kommunisten müssen auf 
der Ebene des gesamten DGB gegen die reaktionäre Gewerk­
schaftsflihrung und die bürokratischen Gewerkschafts­
strukturen kämpfen. In diesen Kampf ordnet sich auch 
eine Forderung ein, die man bei der GIM vergeblich suchen 
wird und die in Deutschland nur von der TLD vertreten 
wird: Polizei raus aus dem DGB! 

Doch werden Kommunisten ihren Kampf nicht auf die 
Betriebe und Gewerkschaften begrenzen. Kommunisten 
müssen in alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens inter­
venieren. Kommunisten treten für die revolutionäre Massen­
aktion ein. An den Kämpfen der Massen anzusetzen, sie 
weiterzutreiben und ihnen eine revolutionäre Richtung zu 
weisen, das ist die Aufgabe der Kommunisten. Das von 
Trotzki und der Vierten Internationale 1938 verfaßte Über­
gangsprogramm Der Todeskampf des Kapitalismus und die 
Aufgaben der IV. Internationale ist ein System von Forde­
rungen, das eine Brücke vom Bewußtsein der Massen schlägt 
zur Eroberung der Staatsrnacht. In der Wahlplattform der 
GIM, die von sich behauptet trotzkistisch zu sein, ist hiervon 
nichts mehr zu spüren. Am klarsten dokumentieren die 
Wahlplakate der GIM ihr Unverständnis: 

"gegen Reallohnabbau - Lohnnachschlag 
gegen Arbeitslosigkeit - 35Stunden-Woche 
gegen Lohnabbau durch Inflation - gleitende Lohnskala". 

Die GIM zerstückelt das übergangsprogramm bis zur Un­
kenntlichkeit und versucht wenn möglich ihre Forderungen 
"gesetzlich" abzusichern. Sie will ihre Forderungen in diesem 
System durchsetzen, statt das kapitalistische System zu 
zerschlagen. Aus der gleitenden Skala der Löhne und der 
Arbeitszeit wird: "Die Löhne steigen für alle gleich" und 
"gesetzliche Einführung der 35-Stunden-Woche bei volkm 
Lohnausgleich" (S. 7 u. 10). Erst Kapitel später fordert die 
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GIM die gleitende Lohnskala, die natürlich "die Tarifauto­
nomie nicht antasten darf' (S. 31). 

Deutlicher wird der Reformismus der GIM bei der Über­
schrift "Verstaatlichung als Ziel" (S. 26). In diesem Ab­
schnitt ruft die GIM wirklich nur zur Verstaatlichung "der 
von Stillegung bedrohten Betriebe" auf. Und rur die "Kon­
trolle der Arbeiter durch Offenlegung der Geschäftsbücher". 
Trotz allem Gerede gegen die Mitbestimmung - was ist das 
Süßrnuthmodell anderes als ein Mitbestimmungsmodell? 
Kontrolle über einen Betrieb oder auch nur über die Gesamt­
heit der bankrotten, vers~aat1ichtt:n Betriebe ist eine refor­
mistische Sackgassenpolitik. Im Übergangsprogramm dage­
gen heißt es: 

"Die Arbeiter haben nicht weniger als die Kapitalisten 
das Recht, die ,Geheimnisse' der Fabrik, des Trusts, 
des ganzen Industriezweiges und der nationalen Wirt­
schaft in ihrer Gesamtheit zu kennen. Zuerst und vor 
allem sollten die Banken, die Schwerindustrie und das 
zentralisierte Transportwesen unter die Lupe genommen 
werden. 
Die unmittelbaren Aufgaben der Arbeiterkontrolle be­
stehen darin, Einkünfte und Ausgaben der Gesellschaft 
festzustellen, angefangen bei einzelnen Unternehmen; 
den tatsächlichen Anteil am Nationaleinkommen ein­
zelner Kapitalisten und der Ausbeuter im gesamten zu 
bestimmen; die hinter der Bühne vor sich gehenden 
Machenschaften und Schwindeleien der Banken und 
Trusts bloßzulegen; und schließlich allen Gliedern der 
Gesellschaft die unverantwortliche Verschwendung von 
menschlicher Arbeitskraft vor Augen zu führen, die das 
Ergebnis der kapitalistischen Anarchie und der nackten 
Profitgier ist." 

Das heißt, die Arbeiterkontrolle geht aus vom Betrieb und 
erstreckt sich auf die Gesamtheit der Unternehmen, wird 
zur gesellschaftlichen Kontrolle. Arbeiterkontrolle wird zur 
revolutionären Kontrolle, indem sie ausgehend von der be­
trieblichen Kontrolle auf gesellschaftlicher Ebene zur Dop­
pelherrschaft führt. Gipfelt der Kampf um Arbeiterkontrolle 
nicht in Institutionen der proletarischen Doppelrnacht, so 
stellt sie nichts als ein reformistisches Surrogat dar - eine 
radikale Variante der Mitbestimmung. 

Der Fehler der GIM hat Methode. Auch im Abschnitt 
"Für die Interessen der arbeitenden und lernenden Jugend" 
wird zur Übernahme leerstehender Betriebe durch den Staat 
und Einrichtung von "Lehrwerkstätten unter KQntrolle der 
Gewerkschaften und der betroffenen Jugendlichen!" auf­
gefordert. Kein Wort über die Zerschl~gung des kapitalisti­
schen Ausbildungssystem. Kein Wort darüber, die Großbe­
triebe zur Ausbildung zu zwingen. Kein Wort über die Not­
wendigkeit der Arbeiterkontrolle auch im Ausbildungsbe­
reich. Ihr habt Recht, Genossen von der GIM: Die Konse­
qu'enz Eurer Forderungen ist der "Gewerkschaftsstaat" 
- nicht die revolutionäre Arbeiterregierung. 

Die Wahlplattform der GIM ist eine reformistische 
Plattform für irgendein beliebiges westeuropäisches Land. 
Die zentrale Forderung für Deutschland (im übrigen durch­
aus ansonsten Losung der GIM), die revolutionäre Wieder­
vereinigung, vermissen wir ebenso wie jede Erwähnung der 
DDR. In dem Abschnitt "Sozialismus statt Kapitalismus" 
zählt sie impressionistisch "die positiven Seiten" auf, "die 
auch die bürokratisch entarteten Ärbeiterstaaten haben" 
(Hervorhebung von uns). "Die Abschaffung des Privateig~n­
turns an Produktionsmitteln und damit: gesicherte Arbeits­
plätze, kontinuierlich relativ steigender Lebensstandard, gute 
und ständig bessere Gesundheitsfürsorge, ausreichend viele 
Kinderkrippen und -gartenplätie, gute Bildungssystem, 
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-
niedrige Mieten usw." (S. 44). Neben der Feststellung, daß in 
den "bürokratisch entarteten Arbeiterstaaten" die ,,Produk­
tion vergesellschaftet" und "nach einem zentralen Plan or­
ganisiert" (S. 44) wird, lesen wir aber auch: "Die CDU/CSU 
hat sich jahrelang ihre Munition gegen den Sozialismus da­
durcH beschafft, daß sie die Stalinisten beim Wort nahm 
und Sozialismus mit Armut und Unterdrückung gleichsetzte" 
(S. 43, Hervorhebung von uns). 

Als eine Organisation, die einen Anspruch auf den 
Trotzkismus erhebt, sollte die GIM eigentlich Besseres wis­
sen. Trotzkisten verteidigen die historischen Errungen­
schaften der deformierten und degenerierten Arbeiterstaaten 

-als die materielle Grundlage zur Errichtung sozialistischer 
Staaten. Die bürokratische Deformation dieser Staaten aber, 
bedingt durch die Nicht- oder Nichtmehrexistenz von Räte­
organen, verlangt, unter der Führung einer revolutionären 
Partei in diesen Staaten die politische Revolution durchzu­
führen. Die politische Macht muß den Bürokratien entrissen 
und den Sowjets zurückgegeben werden. Ein gesunder Ar­
beiterstaat braucht nicht die bürokratische Bevormundung 
einer Staatspartei. In einem solchen Staat werden alle Orga­
nisationen der Arbeiterbewegung, solange sie sich auf der 
Grundlage des Rätesystems betätigen, zugelassen sein. Eine 
Unterdrückung der Klassengegner aber gehört zu den über-
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lebensvoraussetzungen für einen solchen Staat. 
Kurz: Wir Trotzkisten verteidigen die historisch progres­

siven Errungenschaften der Arbeiterstaaten: die Verstaat­
lichung der Produktionsmittel, die Planwirtschaft, das 
Außenhandelsmonopol. Wir fUhren einen unversöhnlichen 
Kampf gegen die bürokratische Bevormundung der Arbei­
terklasse. Aber wir verteidigen die Arbeiterstaaten bedin­
gungslos vor den Angriffen des Imperialismus! Und beson­
ders im geteilten Deutschland ist die bedingungslose Ver­
teidigung der DDR eine Kernfrage für das deutsche Prole­
tariat. "BRD 'raus aus der NATO" nur unter dem Aspekt 
der NATO als Instrument der Unterstützung fUr reaktionäre 
Regime zu sehen, wie die GIM.- es tll;t, leugnet den Haupt­
zweck dieses Bündnisses als einer ständigen Bedrohung für 
die Arbeiterstaaten! . 

Die Impressionen der GIM jedoch können sie nur zu fei­
ger Kapitulation führen. Stalinistische Herrschaft ist nicht 
einfach mit "Armut und Unterdrückung" zu identifizieren. 
Die ehemals unterentwickelt gehaltenen Staaten wie die VR 
China oder die Sowjetunion haben unter dem Stalinismus 
gewaltige Fortschritte für die Bevölkerung erzielt. Die Ar­
mut konnte nicht in allen diesen Staaten abgeschafft werden, 
aber sie ist enorm gelindert worden. Die Unterdrückung sozia­
listischer Oppositioneller leugnen wir nicht. Aber wir wei-
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gern uns, das Bild totalitärer Zwangsstaaten zu akzeptieren, 
wie es von bürgerlichen Theoretikern und der antikommuni­
stischen Journaille dargestellt wird. Wir verteidigen den hi­
storischen Fortschritt der Zerschlagung des Kapitalismus, 
der Entmachtung der Kapitalistenklasse in diesen Ländern, 
wir verteidigen die notwendige Unterdrückung konterrevolu­
tionärer Umtriebe. 

Allerdings betonen wir Trotzkisten gleichzeitig, daß die 
zentralen Oktobererrungenschaften (Verstaatlichung der 
Produktionsmiftel, Planwirtschaft, Außenhandelsmonopol) 
von der Bürokratie letztlich nicht mit revolutionären Metho­
den verteidigt werden können, daß die stalinistische Bürokra­
tie eine parasitäre Schicht ist, die historisch eine konterrevo­
lutionäre Funktion erfüllt und ihre politische Diktatur über 
die Arbeiterklasse ausübt. Nur das Programm der politischen 
Revolution zum Sturz der parasitären Bürokratie zeigt die 
Perspektive an, wie die Oktobererrungenschaften sicher ge­
gen die soziale Konterrevolution verteidigt werden können. 

Eine Organisation, die sich bei den Wahlen als revolutionä­
re Alternative etablieren wollte, würde gerade in der BRD 
den Arbeitern sagen, nicht auf die antikommunistische Hetze 
gegen die DDR zu hören. Sie würde auch im Wahlkampf 
- und nicht nur wie die GIM bei feierlichen Reden zum 
17. Juni - für die WiedervereinigUng Deutschlands auf revo­
lutionärer Grundlage eintreten. 

Als weiterer Kritikpunkt an der GIM sei genannt, daß 
sie zwar eine schwammige Abgrenzung von den Programmen 
von DKP, KBW und KPD vornimmt, gleichzeitig aber doch 
ihre Plattform beschließt: "Deshalb ruft die GIM auf, in 
diesen Wahlkreisen (d.h. wo die GIM nicht kandidiert, 
d.Red.) für die Kandidaten und Organisationen zu stimmen, 
die sich auf die Interessen der Arbeiter berufen." Ein ebenso 

Kommunistische Korrespondenz 

sybyllinischer Rat wie der des KB. In verschleierter Form 
rät die GIM, doch von SPD bis KPD alles zu unterstützen. 

Wir unterstützen die GIM bei der Bundestagswahl1976, 
weil damit dem Proletariat eine formal klassenunabhängige 
Stimmabgabe möglich wird. Aber wir wissen, daß die GIM 
selbst in letzter Konsequenz keine Organisation proletari­
scher Klassenunabhängigkeit ist. Die GIM ist keine revolu­
tionäre Alternative. So schließt die GIM auch in der Wahl­
diskussion mit dem KB Wahlbündnisse nicht aus. Sie hält sie 
dann für möglich, wenn eine "vereinheitlichende Perspek­
tive des antikapitalistischen Kampfes" gefunden werden 
kann. Da aber "ein Wahlbündnis mit realem Klassenein-
fluß bei dieser Bundestagswahl nicht existent ist" (was tun, 
13.5.1976), kandidiert die GIM selbst. Doch gerade bei 
einem Aufschwung der Klassenkämpfe kommt es darauf an, 
das revolutionäre Programm in die Massenbewegung zu tra­
gen, nicht einen programmatischen Mischmasch! Gerade 
wenn es darum geht, Verantwortung zu tragen, will sie die 
GIM weitergeben. 

Auch unsere Unterstützung für die GIM ist eine Unter­
stützung wie der Strick fur den Gehängten. Wir werden wäh­
rend unserer Wahlunterstützung keine Illusionen in die GIM 
erwecken. Wir rufen zu ihrer Unterstützung auf und kriti­
sieren gleichzeitig ihren Opportunismus. Den Mitgliedern 
der GIM selbst sagen wir, daß ihre Organisation, erhielte 
sie die Möglichkeit dazu, das Proletariat nur verraten würde. 

Die Bundestagswahlen 1976 zeigen in aller Schärfe, daß 
das Proletariat eine revolutionäre Führung benötigt, die 
unversöhnlich im IGassenkampf steht. Das Proletariat 
braucht eine revolutionäre Partei, die Sektion der wieder­
zuschaffenden Vierten Internationale sein muß .• 
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"Solidarität" der GRM - Pabloisten: 
Ein Dolchstoß gegen die ÖBL 
Genossen, 

In der rotfront, Monatszeitung der Gruppe Revolu­
tionäre Marxisten (österreichische Sektion des VS) 
vom August 1976 in dem Artikel ,,§ 282 StGB an­
gewendet!" veröffentlicht Ihr eine Stellungnahme 
zur Verurteilung der ÖBL wegen angeblichen Ver­
stoßes gegen den § 282. In diesem Artikel fmden 
sich zwei unverschämte Verleumdungen, bzw. 
Auslassungen. So erwähnt Ihr nicht, daß der "Ar­
tikel im ÖBL-Bulletin NI. 7: "OPEC-Anschlag: 
Die neue Respektabilität der GRM" explizit 
gegen die kapitulantenhafte Haltung der GRM 
gerichtet war. In der rotfront vom Januar 1976 
hattet Ihr nämlich die Aktion des "Arms der ara­
bischen Revolution" einseitig als sinn-, nutzlos und 
schädlich verurteilt. Kein Wort der Solidarität für 
die Attentäter, die diesen Anschlag als antiimpe­
rialistische Aktion gegen Repräsentanten bürger­
licher Diktaturen richteten. Dieser Artikel, in dem 
wir die Aktion verteidigten, aber zugleich die Stra­
tegie des individuellen Terrors als kleinbürgerliche, 
stumpfe Waffe ablehnten, brachte uns vor Gericht. 

Eure Form der "Solidarität" mit den ÖBL kann 
von uns nur als Dolchstoß gewertet werden. Hätte 
der GRM-Vertreter, der bei dem Prozeß anwesend 
war, seine Ohren offen gehabt, dann hätte er ge­
hört, daß wir eben solche Aktionen nicht befUr­
worten, d.h. dazu aufrufen, sie anzuwenden. Eben 
dies will uns ja das Gericht unterstellen. So arbeitet 
Ihr der bürgerlichen Klassenjustiz in die Hände! 

Wir werden uns von einer Verteidigung all der 
Kämpfer, die sich auf unserer Seite der Klassen­
barrikade befinden, nicht deshalb abhalten lassen 
weil der Staat den individuellen Terror zum An- ' 
laß nehmen könnte, seinen Unterdrückungsapparat 
auszubauen. 

ÖBL verurteilt. • • 
Fortsetzung von Seite 24 
nicht gekannt zu haben. Nachdem er aufgrund der Äußerun­
gen mehrerer Mitglieder, sie würden die ÖBL nicht verteidi­
gen, da sie ja einen reaktionären Anschlag verteidigen, öffent­
lich zur Rede gestellt worden war, erklärte der KB schließlich 
in diesem Brief, die ÖBL gegen die Anklage nach § 282 zu ver­
teidigen. Dies allerdings mit der Begründung, es ginge der 
Bourgeoisie darum, ,,möglichst hohe Urteile zu fallen" und 
man müsse daher trachten, ,,möglichst schlechte Präzedenz­
falle" zu schaffen. Der KB fand kein Wort über die Not­
wendigkeit, gegen die Kriminalisierung der Arbeiterbewe­
~ung, gegen .die Zensurierung der linken Presse, gegen die 
bürgerliche Klassenjustiz zu kämpfen. iill Gegerite·il: -Bei der 
Ablehnung unserer Prozeßtaktik bringt er gleichzeitig zum 
Ausdruck, daß er nicht gegen die Einmischung des bürgerli-

Ihr, Genossen von der GRM, begeht den glekhen 
pabloistischen Verrat wie Eure deutsche Schwester­
organisation, die GIM, die ihre "Verteidigung" der 
RAF ständig damit verbindet zu jammern, die RAF 
trage durch ihre Taten zur "antidemokratischen 
Gesetzgebung" bei. Der bürgerliche Staat wird 
immer jede mögliche Angelegenheit nutzen, die 
Arbeiterbewegung zu unterdrücken und zu ent­
rechten. Ihr könnt keine neutrale Haltung einneh­
men! Ebensowenig wie es den KP-Stalinisten ge­
nutzt hat (und jetzt besonders der DKP in Deutsch­
land nicht), wird Euch Eure feige Anbiederung und 
Respektabilität vor den Zugriffen des österreichi­
schen Staates schützen. 

Unsere Verteidigung sowie unsere Berufung 
gegen die Verurteilung der Gen. Dorner und der 
ÖBL gehen natürlich nicht nur um die Frage 
"Verteidigung" oder "Befürwortung". Wir ge­
hören zu den ersten Opfern des § 282. Dieser 
Paragraph soll die Kriminalisierung jedweder Form 
von Solidarität mit den Kämpfen der unterdrück­
ten Massen herbeifUhren. Deshalb muß der § 282 
als eine gegen die gesamte Arbeiterklasse gerich­
tete Waffe erkannt und bekämpft werden. Eine 
wirkliche Solidarität von Eurer Seite aus karm 
nur in gemeinsamen Aktionen und Verteidigungs­
schritten Eurerseits auf der Klassenseite der ÖBL 
und gegen die Klassenseite der bürgerlichen 
Justiz möglich sein. 

Wir fordern Eure Unterstützung und erbitten 
auch Eure materielle Hilfe in unserem Kampf 
gegen den § 282 und für den Freispruch der Gen. 
Dorner und der ÖBL. 

Mit kommunistischem Gruß 
Österreichische Bolschewiki-Leninlsten 
i.A. Kurt Weissenböck 

chen Staates in die Angelegenheiten der Arbeiterbewegung 
zu kämpfen beabsichtigt, d.h. diese Einmischung prinzipiell 
für gerechtfertigt hält! 

Dasselbe Unverständnis der Notwendigkeit, der bürger­
lichen Justiz politisch entgegenzutreten, zeigt sich im Pro­
zeß, der g.::gen Teilnehmer der von den Maoisten verteidig­
ten Iberia-Aktion ge fuhrt wird. Während des gesamten Pro­
zesses ist kein Wort des Protestes gegen die Anklage, kein 
Wort der Verteidigung der Aktion der Genossen gegen die 
Bourgeoisie gefallen! Es geht dem KB ganz offensichtlich 
wirklich nur um ,,möglichst kleine Strafen". 

Die ÖBL hingegen ließen nicht zu, daß der Prozeß gegen 
sie, wie es die bürgerliche Justiz gern gehabt hätte, völlig un­
politisch, als rein "technisches" Presseverfahren geführt 
wurde. Sowohl die Richterin als auch der Staatsanwalt hat­
ten ständig versucht zu leugnen, da.~ es sich dabei um politi­
sche Zensur handle. Als die ÖBL zum ursprünglichen Prozeß­
termin erschienen, erfuhren die Genossen, daß fUr die ein-



22 Kommunistische Korrespondenz 

Es gibt kein allgemeines Rechtsempfinden 
in der Klassengesellschaft 
Erklärung des ÜBL - Bulletin - Redakteurs vor Gericht 

Ich möchte zunächst dagegen protestieren, daß es mir 
anfangs nicht erlaubt wurde, mich so zu verantworten, wie 
ich es vorgehabt hatte. Ich halte es gerade in einem solchen 
Prozeß für nötig, politisch auf den Artikel eingehen zu kön­
nen und den Inhalt in Zusammenhang stellen zu können 
mit meiner Verteidigung. 

Wie ich bereits zu Protokoll gegeben habe, unterstütze 
ich den inkriminierten Artikel voll und ganz. Ich bin auch 
nicht der Meinung, daß er strafbar ist, und lehne daher eine 
Verantwortung nach § 282 und somit auch nach § 30 ab. 
Ich möchte nun versuchen zu erklären, warum wir den In-

fache "Verwaltungsprozedur" nur 15 Minuten vorgesehen 
waren! Selbst nachdem der Verteidiger und die Beschuldigte 
dagegen protestiert hatten, wurde der gesamte Prozeß am 
8. Juli in weniger als einer Stunde durchgepeitscht. Die 
Richterin gestattete der Gen. Dorner nicht, den Bulletin­
Artikel politisch zu verteidigen und beschränkte die Aus­
sage auf die "technische" Frage der Verantwortung des 
Redakteurs unter § 30 Pressegesetz. Erst in ihrem Schluß­
wort konnten die ÖBL-Genossen die politische Unterdrük­
kung der Linken durch solche Zensurgesetze denunzieren. 

Die Reden der Genossen Dorner und Weissenböck sowie 
ihres Verteidigers zwangen jedoch die Richterin, eindeutig 
zu erklären, daß sie die ÖBL nach § 282 für schuldig hielt, 
obwohl sie keine Aussage zu dieser Frage zuließ. ,,Meinungs­
freiheit", meinte die Richterin, "bedeutet, daß man seine 
Meinung frei äußern kann". Und setzte fort: "aber es gibt 
Grenzen". Diese Grenzen, so sagte sie, wären dort, wo eine 
Beleidigung auftrete oder das allgemeine Rechtsempfinden 
gestört werde. Die Beschuldigte und der Haftungsbeteiligte 
irrten, meinte sie, es gäbe kein geteiltes Rechtsempfinden in 
das der Bourgeoisie und das der Arbeiterklasse, sondern nur 
ein Rechtsempfmden, das des Menschen - die Ethik. 

Es ist kein Wunder, daß der österreichische Staat syste­
matisch versuchte, die politische Basis des Prozesses zu ver­
tuschen, denn der § 282 ist vom ehemaligen § 305 abgelei­
tet, einem .Gesetz der ersten österreichischen Republik, das 
unter dem Schuschnigg-Regime in den 30er Jahren mas-
siv angewendet wurde. Nach diesem vom § 282 nur gering­
fiigig abweichenden Gesetz wurde 1936 ein österreichischer 
Trotzkist, Friedrich Niescher, wegen Artikeln der illegalen 
Zeitung Der Bolschewik verurteilt. 

Das Hauptanliegen des Staates in diesem Prozeß war die 
Verurteilung Nieschers wegen Hochverrats, der mit Haft von 
fiinf Jahren bis lebenslänglich bestraft wurde. Die Richter 
der ersten Instanz wiesen dies zurück, erklärten jedoch 
gleichzeitig jegliche Art revolutionärer Propaganda für unzu­
lässig. In ihrer Urteilsschrift bezogen sie sich auf derartig 
"empörende" und "schockierende" Stellungnahmen wie 

halt des Artikels nicht für strafbar halten. 
Dieser Prozeß ist jedoch kein normales Strafverfahren, 

sondern ein politische! Prozeß. Gegenstand der Anklage ist 
eine politische Meinungsäußerung. Es ist daher notwendig, 
auch politisch auf die Ank1~ge einzugehen und den Artikel 
in seinen Zusammenhang mit unserer generellen Stellung 
zum individuellen Terror und zur Verteidigung von Genos­
sen zu stellen ... 

Die Gesellschaft, in der wir leben, ist für uns Trotzkisten 
durch einen unversöhnlichen Widerspruch zweier Klassen ge­
kennzeichnet. Sie basiert auf der gewaltsamen Unterdrük-

aus dem Bolschewik NI. 7: 

', ... daß die Hakenkreuzfaschisten schrittweise legalisiert 
werden, daß jetzt ein schärferer Wind gegen die Roten 
wehe und sich die braundurchsetzte Justiz und Polizei 
mit Wollust auf die proletarischen Revolutionäre stürzen 
werde; alle kapitalistischen Länder seien Räuber und Tod­
feinde der Arbeiter: darum sei die Parole überall: Der 
Feind steht im eigenen Land! Die Kommunisten und 
Sozialdemokraten mögen sich besinnen, alle die unter­
tänigsten Petitionen an das Bundeskanzleramt, die An­
biederung und das Betteln um demokratische Rechte 
habe dem Klassenkampf die Ohnmacht der Arbeiter 
gezeigt; die Bourgeoisie lasse sich nicht erweichen und 
überreden, man müsse sie an der Gurgel packen, die de­
mokratischen Rechte könnten nur durch die revolutio­
näre Auseinandersetzung zurückerobert werden; zwischen 
dem revolutionären Proletariat und seinen Feinden 
gebe es kein Bündnis und kein überreden, sondern nur 
unbarmherzigen Klassenkampf auf Leben und Tod." 

Aufgrund derartig "krasser" Ausdrücke wie "an der Gurgel 
packen", "Klassenkampf aufLeben und Tod" sowie For­
derungen wie "Nieder mit Österreich! Wir organisieren die 
Niederlage unseres Landes! Diktatur des Proletariats!" er­
klärte das Gericht, daß der § 305 verletzt worden wäre, da 
"die Revolution als ein positives Ziel erklärt wird". Später 
wurde Niescher von einer zweiten Instanz auch desJIoch­
verrats für schuldig befunden. 

Bei derart peinlichen Präzedenzfällen zieht es der heu­
tige Staat vor, seine Zensur hinter rein "technischem" Kram 
zu verstecken und den Beschuldigten das Recht, ihre inkri­
minierten Positionen zu erklären und zu rechtfertigen, abzu­
sprechen. Daß Kreiskys Sozialdemokratie sich auf Gesetze 
stützen muß, die direkt von denen des Austrofaschismus 
abgeleitet sind, weist deutlich auf den reaktionären, anti­
proletarischen Charakter des sozialdemokratischen "Sozial­
staats"-Kapitalismus. Wir appellieren an alle Sozialisten und 
alle Verteidiger der demokratischen Rechte, die Verurtei­
lung von Gen. Dorner zu denunzieren und die sofortige Ein­
stellung des Verfahrens gegen die ÖBL zu fordern!. 
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kung und Ausbeutung der Arbeiterklasse durch die Bourgeoi­
sie, die diese Unterdrückung durch den bürgerlichen Staats­
apparat, seine Armee und seine Polizei aufrechterhält. Egal, 
ob diese Diktatur einer Minderheit, der Bourgeoisie, über 
die Mehrheit der Bevölkerung die Form des Faschismus 
oder der bürgerlichen Demokratie annimmt: ihr Klassenin­
halt bleibt derselbe. Sie ist die Wurzel für alles Elend und 
alle Formen der Unterdrückung, wie nationale und ras-
sische Unterdrückung. Unser Lager in diesem Kampf ist das 
der Arbeiterklasse und aller Unterdrückten und Ausgebeu­
teten gegen die Herrschaft der Ausbeuter und Unterdrücker. 
Wir kämpfen für die Aufhebung der Beherrschung der 
Mehrheit durch eine privilegierte Minderheit zur Befreiung 
der ganzen Menschheit. 

Als Mittel zur Erreichung dieses Zieles haben wir jedoch 
zu aller Zeit den bewaffneten Kampf kleiner, isolierter 
Gruppen oder Individuen als sinnlos und völlig verfehlt be­
trachtet. Terrorismus ist nicht geeignet, die Massen auf den 
Weg der Revolution zu führen und ihnen ihre historischen 
Interessen und Ziele bewußtzumachen. Wir kämpfen fur den 
Sturz der bürgerlichen Herrschäft und die Errichtung der 
Diktatur des Proletariats, d.h. der umfassenden Arbeiter­
demokratie, der Herrschaft der überwältigenden Mehrheit, 
die sich gegen die Angriffe einer reaktionären Minderheit 
schützt. Dies kann nicht das Werk einiger weniger sein, die zu 
den Waffen greifen, sondern nur das der unterdrückten Mas­
sen selbst unter der Führung einer revolutionären Partei. .. 
Unsere Arbeit besteht darin, der Arbeiterklasse revolutionä­
res Bewußtsein zu bringen, die Partei aufzubauen, die die 
Massen gewinnen und führen kann. Wir müssen durch uner­
müdliche Aufklärung, Agitation und Propaganda den Massen 
das revolutionäre Bewußtsein bringen, wir müssen uns in der 
Arbeiterklasse verankern. Nur so können wir die Aufhebung 
der Ausbeuterherrschaft vorbereiten und beschleunigen, die 
auch das Ende des individuellen Terrors bedeuten wird, weil 
die Grundlage dafur verschwinden wird. 

Von den Arbeitermassen isolierte, sinnlose Verzweiflungs­
aktionen werden nie in der Lage sein, die Massen auf diesen 
Weg zu bringen. Individueller Terror ist kleinbürgerliche 
Verzweiflung, er hat das Vertrauen in die Arbeiterklasse ver­
loren. Wir müssen daher schärfste Kritik an der verfehlten, 
selbstmörderischen Strategie des Terrorismus üben und die 
Genossen, die auf diesem Wege gegen den Imperialismus 
kämpfen, fur die revolutionäre Partei gewinnen ... 

Erlauben Sie mir, das kurz an einem berühmten Beispiel 
aus der österreichischen Geschichte zu verdeutlichen: am 
Fall Friedrich Adler, der im Oktober 1916 den verhaßten 
Ministerpräsidenten Stürgkh erschoß. Seine Tat war eine De­
monstration gegen den Krieg. Sie entsprang der Verzweif­
lung eines ehrlichen Sozialdemokraten angesichts der Kriegs­
treiberei, der in seine Partei aufgrund ihrer verdterischen 
Unterstützung der Kriegspolitik jegliches Vertrauen verloren 
hatte. Er hat sein Leben bewußt aufs Spiel gesetzt in einem 
letzten Versuch, für den Frieden zu kämpfen. Er wurde da­
mals als Mörder zum Tode verurteilt. 

Wer würde es heute noch wagen, Friedrich Adler, hinter 
den sich nach dem Krieg die gesamte Sozialdemokratie ge­
stellt hat, ja den die Monarchie sogar gezwungen war zu am­
nestieren, als Mörder hinzustellen? Wer würde es wagen, 
die Sozialdemokratie, die heutige Regierungspartei, weil sie 
ihn verteidigte, vor Gericht zu stellen? 

Doch Adler hat nichts anderes getan als der "Arm der 
arabischen Revolution", dessen Verteidigung uns hier vor 
Gericht gebracht hat. Auch die Entführung der OPEC-Mono­
polisten war nichts als eine verzweifelte Reaktion auf die 
Gewaltherrschaft des Imperialismus, auf Elend, Terror und 
Unterdrückung. Sie sind genausowenig "erpresserische Ent-
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führer" wie Adler ein Mörder war ... 
Wenn es auch notwendig ist, ihre falsche Strategie zu be­

kämpfen, ist es doch unsere Pflicht, diese Genossen gegen 
alle Angriffe des gemeinsamen Feindes, gegen Verfolgung 
durch den bürgerlichen Staat und seine Justiz zu schützen 
und zu verteidigen ... Erst unsere revolutionäre Solidarität 
gibt uns wirklich das Recht auf scharfe politische Kritik. 
Gegen den gemeinsamen Feind müssen wir auch eine gemein­
same Front aufbauen. 

Aber nicht alle Aktionen, die im Namen der antÜlnperia­
list ischen Bewegung stattfinden, sind auch zu verteidigen. 
Weder die Schießerei am Flughafen von Lod, wo wahl- und 
ziellos gewöhnliche Flugpassagiere getötet wurden, noch die 
Entführung der Olympiasportler in München sind vom Klas­
senstandpunkt aus zu verteidigen. Sie richteten sich wahllos 
gegen Leute, die keine Repräsentanten bürgerlicher Herr­
schaft waren. Unbedfugt zu verteidigende Aktionen sind im 
Gegensatz dazu solche, die sich klar gegen den Imperialismus 
richten, wie eben auch die Entführung der Vertreter der bru­
talen Unterdrückerregimes der OPEC-Länder, wie Iran oder 
Saudiarabien. 

Unbedingt - das bedeutet mit allen Mitteln, die wir für 
richtig halten und die uns zur Verfugung stehen. Unsere 
Kampfmethode ist nicht individueller Terror, sondern die 
Mobilisierung der Arbeiterklasse ... Unser Artikel z.B. ist 
Bestandteil einer solchen Verteidigung. 

Dieser Artikef drückte sowohl unsere Kritik am OPEC­
Anschlag als auch unsere Solidarität mit den Tätern als 
antÜlnperialistische l\ämpfer aus. Wessen Rechtsempfinden 
empört sich daran, daß wir diese Kämpfer gegen den gemein­
samen Feind verteidigen? Ein gemeinsames Rechtsempfin­
den in einer Gesellschaft der Klassenunterdrückung gibt es 
nicht. Nur die Bourgeoisie kann daran Anstoß nehmen, daß 
wir unsere Mitkämpfer gegen ihre Angriffe verteidigen. Das 
Rechtsempfinden der Arbeiterklasse empört sich vielmehr 
an den Verbrechen der OPEC-Monopolisten, am blutigen 
Schahregime im Iran, das in den bürgerlichen Zeitungen als 
Freund Österreichs gefeiert wird. 

Ich möchte ein weiteres Beispiel bringen - den Fall 
Grynszpan. Herschel Grynszpan, ein junger Jude, der aus 
Protest gegen die Verfolgung der Juden im Hitlerdeutschland 
in. Paris den Legationssekretär Rath erschoß. Ist es empö­
rend, ihn zu verteidigen? Oder ist es nicht vielmehr empö­
rend, daß er als Mörder eingesperrt und an die Nazis ausge­
liefert wurde? 

Was im Iran, dem vielleicht prominentesten OPEC-Staat, 
mit Ereiheitskämpfern geschieht, ist wohl allgemein bekannt. 
Aber Grynszpans Gefangnis war das sogenannte demokra­
tische Frankreich, und das letzte Beispiel liefert die BRD: 
Holger Meins und Ulrike Meinhof wurden durch die Haft­
bedingungen in den Tod getrieben. 

Erlauben Sie mir nun noch eine abschließende Bemer­
kung zu diesem Prozeß. Gegenstand deI Anklage ist hier 
eine von uns vertretene politische Meinung. Der Staatsan­
walt betrachtet mit seiner Anklage bereits das Äußern einer 
revolutionären Position als Delikt. Was hier in Frage gestellt 
wird, sind die elementarsten bürgerlich-demokratischen 
Freiheiten: Pres"Sefreiheit und Meinungsfreiheit. Wir haben 
diese Rechte, die durch die bürgerliche Verfassung garan­
tiert sein sollten, in Anspruch genommen. Wenn wir hier 
deshalb verurteilt werden, ·so zeigt sich die bürgerliche De­
mokratie nur einmal mehr gezwungen, ihre eigenen, von ihr 
selbst errichteten Spielregeln ganz offen zu durchbrechen, 
und es wird einmal mehr der Beweis geliefert werden, daß 
die bürgerliche Demokratie nicht die Interessen der Arbei­
terklasse und der Mehrheit der Bevölkerung vertritt, sondern 
die einer Minderheit, der Bourgeoisie .• 



Kommunistische 
Korresponden~ 

ÖBL nach Zensurparagraphen verurteilt! 
Am 8. Juli erklärte ein österreichisches Gericht, daß 

ein in oer Februar-Nummer des ÖBL-Bulletins erschiene-
ner Artikel "das allgemeine Rechtsempfinden" empöre. Auf­
grund dieses "Verbrechens" wurde die Februar-Nummer 
des "Bulletins fiir "verfallen" erklärt und der verantwortliche 
"Redakteur der ÖBL, B. Dorner, nach einem Allzweck-Presse­
gesetz verurteilt. Gegen das Urteil wurde Berufung einge­
legt. 

Der für Kreiskys SPÖ-Regierung so "empörende" Artikel 
behandelte den Terror-Anschlag der Gruppe "Arm der ara­
bischen Revolution" auf eine Versammlung der OPEC in 
Wien. Die österreichischen Machthaber, stets bestrebt, 
Österreichs gemütliches Image als Insel des sozialen Frie­
dens und geeignetes internationales Zentrum für Handel und 
Diplomatie zu wahren, waren entsetzt, als das propalästinen­
sische Kommando eine Reihe von prominenten Ölministern 
entftihrte. 

Die ÖBL waren die einzige Organisation, die - bei gleich­
zeitiger Kritik der unsinnigen Strategie der Terroristen - dem 
hysterischen Geschrei der bürgerlichen Presse einen Aufruf 
an die Linke und die Arbeiterbewegung gegenüberstellte, das 
arabisch-nationalistische Kommando gegen Verfolgung durch 
den bürgerlichen Staat zu verteidigen. Im Artikel der GRM 
über den OPEC-Anschlag findet sich kein Wort der Solida­
rjtät mit den Tätern, kein Wort der Verteidigung. Der mao­
istische KB ging sogar so weit, den Anschlag gegen die "pro­
gressive" und "antiimperialistische" OPEC als reaktionär 
zu denunzieren und den Arm der arabischen Revolution zu 
verdächtigen, für die CIA zu arbeiten. Die ÖBL schrieben 
damals in ihrem Bulletin Nr. 7: 
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"WIr ,Jrotzkisten halten das Konzept des kleinbürger­
lichen'individuellen Terrorismus für völlig verfehlt, aber 
das hindert uns keineswegs zu erkennen, auf welcher Sei­
te sie kämpfen: das ist unsere Seite der Klassenbarrikade, 
die andere Seite ist die von vielfachen Arbeitermördern 
vom Schlage eines Amouzegar. Obwohl sie nicht selbst 
Bestandteil der Arbeiterbewegung sind, werden klein­
bürgerlich-nationalistische Bewegungen, indem sie den 
Kampf gegen den Imperialismus aufnehmen, zu unseren 
Kampfgenossen. So bietet uns z.B. der Kampf der MPLA 
in Angola gegen die imperialistische Intervention Gelegen­
heit zur Bildung eines militärischen Bündnisses - selbst­
verständlich ohne die geringsten Illusionen in den Charak­
ter der MPLA und ohne die organisatorische und politi­
sche Unabhängigkeit der Arbeiterklasse aufzugeben. Die 
Taktik der militärischen Unterstützung nationalistischer 
Bewegungen ist jedoch ausgeschlossen, wenn sie sich gegen 
das Recht auf Selbstbestimmung anderer Nationen rich­
tet. So im Falle des "Arms der arabischen Revolution": 

Militärische Unterstützung für diese Organisation bedeu­
tet die 'Unterstützung des Kampfes für die Zerschlagung 
der israelischen Nation und hat nichts mit leninistischer 
Taktik zu tun. Das enthebt uns jedoch nicht von unsere 
revolutionären Pflicht, diese Genossen gegen Angriffe 
und Verfolgungen durch den Imperi3Iismus zu verteidi­
gen! 

Die Verteidigung von verfolgten proletarischen und anti­
imperiilistischen Kämpfern ist ein nicht wegzudenkender 
Bestandteil der Traditionen der Arbeiterbewegung und 
unbedingt notwendig zur Schaffung einer einheitlichen 
Kampffront gegen die Bourgeoisie. Die Geiselnahme einer 
Handvoli Monopolisten, an deren Händen das Blut von 
ungezählten Arbeitern und Bauern klebt, ist im Gegen­
satz zu Anschlägen auf Warenhäuser und Bahnhöfe, bei 
denen Angehörige der unterdrückten Massen betroffen 
werden, eine unbedingt zu verteidigende Aktion." 
Weil sie Kämpfer verteidigt hatten, deren "Verbrechen" 

in der "Geiselnahme einer Handvoll Monopolisten" be­
stand, wurden die ÖBL des Verstoßes gegen § 282 StGB 
für schuldig befunden. Dieses Gesetz verbietet nicht nur 
das "Aufrufen zu strafbaren Taten", sondern: 

"Ebenso ist zu bestrafen, wer auf die im Absatz I be­
zeichnete Weise eine vorsätzlich begangene, mit einer ein 
Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedrohte Handlung in 
einer Art gut heißt, die geeignet ist, das allgemeine Rechts­
empfinden zu empören oder zur Begehung einer solchen 
Handlung aufzureizen." 

Der Prozeß gegen die ÖBL ist die erste Anwendung eines 
neu verfaßten Gesetzes (1975), dessen Zweck die Knebe­
lung der Presse durch die Regierung ist, aber es wird be­
stimmt nicht die letzte sein. Dieser Prozeß muß im Rahmen 
der bereits laufenden Verfahren gegen andere Gruppen und 
Individuen gesehen werden, z.B. gegen die Teilnehmer an 
der Iberia-Demonstration. Die ÖBL führten in ihrem Pro~ 
zeß eine scharfe politische Verteidigung gegen die reaktio­
näre Pressezensur und denunzierten die Implikationen der 
Gummi-Kategorie eines undefinierten (und inexistenten) 
"allgemeinen Rechtsempfindens". Die GRM und die IKL 
erkannten die Bedrohung der gesamten Linken durch dieses 
Gesetz, das die Meinungsäußerung kontrollieren soll, und 
sandten Vertreter zum Prozeß. Die Maoisten erschienen 
nicht, obwohl ihnen von den ÖBL Flugblätter mit dem 
Prozeßtermin zugesandt worden waren. In einem späteren 
Brief an die ÖBL gaben sie vor, den Stand des Prozesses 
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